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1 Einleitung 

Einer Anfrage an die SFH-Länderanalyse sind die folgenden Fragen entnommen: 

 

1. Unter welchen Umständen erhält eine afghanische Person einen Flüchtlingsausweis oder 

eine iranische Aufenthaltsbewilligung? 

 

2. Welches sind die Vor- und Nachteile dieser Ausweise? 

 

3. Unter welchen Umständen kann eine afghanische Person ihren rechtmässigen Aufenthalt  

im Iran verlieren? 

 

 

Die Informationen beruhen auf einer zeitlich begrenzten Recherche (Schnellrecherche) in öf-

fentlich zugänglichen Dokumenten, die der SFH derzeit zur Verfügung stehen, sowie auf den 

Informationen von sachkundigen Kontaktpersonen.  

 

 

2 Überblick über die Lage afghanischer 
Flüchtlinge im Iran  

 

Von den drei Millionen Afghan_innen, die im Iran leben, sind fast eine Million Flücht-

linge mit einer «Amayesh»- Identitätskarte, zwischen 500‘000 und 620‘000 haben einen 

afghanischen Pass und ein befristetes Visum und zwischen ein und 1,5 Millionen sind 

Migrant_innen ohne gültige Aufenthaltspapiere. Laut Volker Türk, dem stellvertretenden 

Hochkommissar des UNO-Hochkommissariats für Flüchtlinge (UNHCR), der im Mai 2018 von 

der Teheran Times zitiert wurde, leben zurzeit fast 3 Millionen Afghan_innen im Iran. Die 

meisten von ihnen sind vor dem Krieg und der Unsicherheit in ihrem Land geflohen und sind 

während der letzten Jahrzehnte in den Iran gekommen. 970 ‘000 von ihnen haben von der 

Regierung eine Identitätskarte Amayesh erhalten. Zwischen 1,5 und 2 Millionen sind afgha-

nische Sans-Papiers und werden als illegale Migrant_innen behandelt (Tehran Times, 28. Mai 

2018). Laut einem Artikel des UNHCR vom November 2017, der sich auf die Schätzungen der 

iranischen Regierung stützt, leben mehr als drei Millionen Afghan_innen im Iran. Von diesen 

sind mehr als eine Million Sans-Papiers. Ausserdem besitzen fast 620 ‘000 Afghan_innen ei-

nen afghanischen Pass und ein iranisches Visum (UNHCR, 14. November 2017). Laut Deut-

sche Welle (DW), die das UNHCR zitiert, leben im Iran fast eine Million registrierte Flücht-

linge, eine halbe Million Afghan_innen, die ein Arbeits - und ein vorläufiges Aufenthaltsvisum 

haben und 1,5 Millionen Afghan_innen ohne geregelten Aufenthaltsstatus, die keine Identi-

tätsdokumente besitzen (DW, 26. November 2016). Im Gegensatz zu anderen Ländern, die 

eine grosse Anzahl Flüchtlinge aufnehmen, hat der Iran während Jahren eine  «inklusive» 

Asylpolitik betrieben. Es gab keine Flüchtlingscamps und sie wurden ins Schul- und Wohn-

system integriert (Tehran Times, 28. Mai 2018). Laut UNHCR leben 97 Prozent der Flücht-

linge, die eine Amayesh-Karte haben, in städtischen Gebieten. Die restlichen drei Prozent 

sind auf 20 Camps verteilt (UNHCR, 14. November 2017). Laut  der Generaldirektion für Hu-

manitäre Hilfe und Zivilschutz der Europäischen Kommission  (ECHO) sind Teheran (33%), 
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Khorasan Razavi (16%) Isfahan (13%) und Kerman (8%) die Provinzen mit den meisten af-

ghanischen Flüchtlingen, die eine Amayesh-Karte besitzen. Der Rest ist auf andere Provinzen 

verteilt (ECHO, 30. Oktober 2016). 

 

Zugang zu Asyl. Laut Human Rights Watch (HRW) schloss die iranische Regierung ihre 

Grenze zu Afghanistan im Jahr 2001 und sagte, es sei «praktisch unmöglich [für den Iran], 

neue Flüchtlinge aufzunehmen» (HRW, 20. November 2013). Laut ECHO und einer E-Mail-

Auskunft einer Kontaktperson der SFH vom 24. Juli 2018 hat die iranische Regierung seit 

diesem Datum keine Flüchtlinge mehr zum Verfahren zur Bestimmung der Flüchtlingseigen-

schaft zugelassen (ECHO, 30. Oktober 2016). Gemäss HRW erhiel ten 2002 noch eine Hand-

voll Flüchtlinge Asyl. Seit 2007 dürfen Flüchtlinge keine Asylgesuche mehr stellen. Die NGO 

ist darüber besorgt, dass es kein funktionierendes Asylsystem mehr gibt, weshalb die Flücht-

linge keinen Zugang mehr zu allfällig nötigem Schutz und Unterstützung haben. Im Falle einer 

Verhaftung sind sie von Zwangsrückschaffungen und Deportationen betroffen und werden so 

Verfolgung und einer generellen Lage der Gewalt ausgesetzt  (HRW, 20. November 2013). 

USDOS schreibt in seinem Bericht vom Apr il 2018 zur Menschenrechtslage im Iran, dass das 

UNHCR keine Informationen darüber habe, wie die Regierung einen Flüchtlingsstatus fest-

stellt. Gestützt auf Informationen von HRW bestätigt USDOS, dass die Regierung Afghan_in-

nen davon abhält, Asyl zu beantragen (USDOS, 20. April 2018).  

 

Identitätskarte Amayesh. Laut HRW wurde im Jahr 2003, das heisst zwei Jahre nach der 

Grenzschliessung, ein Identitätskartensystem mit Namen Amayesh von der iranischen Regie-

rung für die Registrierung von Afghan_innen eingeführt, die aufgrund ihrer afghanischen Na-

tionalität während den Jahren 1980 bis 1990 ein Aufenthaltsrecht erhalten hatten. Für das 

UNHCR wurden die Inhaber_innen dieser Karte zu de facto Flüchtlingen. Die meisten afgha-

nischen Flüchtlinge, die nach 2003 in den Iran gekommen sind, hatten kein Recht, diese Karte 

zu beantragen (HRW, 20. November 2013). Laut Nasim Sadat Hosseini Divkolaye  konnten 

nur afghanische Flüchtlinge die  Amayesh-Karte beantragen, die vor 2001 in den Iran gekom-

men sind. Alle, die nach diesem Datum gekommen sind, werden von der iranischen Regierung 

als illegale Migrant_innen angesehen (Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al., 21. Juli 2017). 

Laut Refugees Deeply und laut einer E-Mail-Auskunft von einer Kontaktperson der SFH vom 

24. Juli 2018 hat die Regierung seit 2007 keine Amayesh-Karten mehr ausgestellt (Refugees 

Deeply, 7. Juli 2018).  

 

Einschänkung der Bewegungsfreiheit.  Laut der UNHCR-Vertreterin im Iran, Sivanka Dha-

napala, verabschiedete die iranische Regierung im Jahr 2001 eine Richtlinie der «No-Go 

Areas» (NGAs), die für Ausländer_innen und auch für Flüchtlinge die Bewegungsfreiheit ein-

schränkt. Diese Personen dürfen nicht reisen oder sich in bestimmten Provinzen oder Teilen 

der Provinzen niederlassen. Vor 2007 wurden diese Beschränkungen nicht angewendet und 

Flüchtlinge, die in diesen Regionen gelebt hatten, konnten entweder umziehen oder in ihr 

Heimatland zurückkehren. Von den insgesamt 31 Provinzen des  Landes sind 17 vollständig 

NGA und elf teilweise (UNHCR, 18. Oktober 2017). Laut  Middle East Eye können Afghan_in-

nen ohne Sonderbewilligung der lokalen Behörden nicht von einer Stadt in die nächste reisen 

(Middle East Eye, 12. September 2017).  

Diskriminierung und Misshandlungen von Afghan_innen im Iran. USDOS berichtet, dass 

laut HRW und anderen Organisationen Afghan_innen im Iran Misshandlungen durch Sicher-

heitskräfte ausgesetzt seien, unter anderem physischer Gewalt. Sie werden auch Opfer von 
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Abschiebungen, Zwangsrekrutierungen für den Krieg in Syrien, Inhaftierungen unter un-

menschlichen und unhygienischen Bedingungen, Zwangszahlungen für den Transport und die 

Unterkunft in Ausschaffungslagern, Zwangsarbeit, erzwungener Trennung von Familien und 

Einschränkungen bei ihrer Bewegungsfreiheit. Sie haben auch nur eingeschränkten Zugang 

zu Bildung und Arbeit (USDOS, 20. April 2018). Laut Refugees Deeply leiden Afghan_innen 

unter Diskriminierung, Belästigungen durch die Polizei sowie Beleidigungen, egal, ob sie re-

gistriert sind oder nicht. Afghanische Hazara werden aufgrund ihres Aussehens besonders 

stark verfolgt. (Refugees Deeply, 27. Juli 2017). Laut Patricia Grossman, einer Researcherin 

bei HRW, die von Al-Jazeera zitiert wurde, umfassen die restriktiven Massnahmen für Af-

ghan_innen eine eingeschränkte Bewegungs- und Reisefreiheit, gesetzliche Hürden zur Stel-

lung eines Asylgesuchs und eingeschränkten Zugang zu humanitärer Hilfe (Al -Jazeera, 17. 

Mai 2016). In ihrem Bericht aus dem Jahr 2013 hält HRW fest, dass sich die Lage für Af-

ghan_innen im Iran verschlechtert habe. Die meisten hätten ernsthafte Schwierigkeiten, hu-

manitäre Hilfe und Sozialleistungen zu erhalten und sie wären willkürliche n Festnahmen und 

Inhaftierungen ausgesetzt. HRW sorgte sich insbesondere darüber, dass es keinen Schutz 

für unbegleitete minderjährige Migrant_innen während der Ausschaffung gebe (HRW, Novem-

ber 2013). Laut Middle East Eye werden Afghan_innen häufig von der lokalen Bevölkerung 

diskriminiert, ausgegrenzt und beschimpft. So können afghanische Flüchtlinge zum Beispiel 

kein Auto, keine SIM-Karte, kein Haus und keine Firma besitzen. Das treibt viele junge Af-

ghan_innen dazu, zu versuchen nach Europa zu migrieren (Middle East Eye, 12. September 

2017).  

Hürden für Ehen zwischen afghanischen Männern und iranischen Frauen. Kinder aus 

diesen Ehen erhalten keine Geburtsurkunde. Laut USDOS verlangen die iranischen Be-

hörden von Afghan_innen Dokumente ihrer Botschaften oder Regierungsbüros in Afghanis-

tan, um ihre Hochzeit im Iran registrieren zu lassen. Ausserdem anerkennen die Behörden 

Kinder aus diesen Beziehungen nicht als iranische Staatsbürger_innen an, ausser wenn der 

Vater bereits iranischer Staatsbürger ist und das Kind als sein eigenes registriert. Deshalb 

werden viele Kinder staatenlos (USDOS, 20. April 2018). Laut HRW weigert sich die iranische 

Regierung, mit iranischen Frauen verheirateten Afghanen die Staatsbürgerschaft zu verleihen 

und es sei schwierig für ein Kind aus dieser Beziehung, die iranische Staat sbürgerschaft zu 

erhalten (HRW, 20. November 2013). Gemäss Informationswebsite Al-Monitor, auf der das 

iranische Zivilgesetzbuch zitiert wird, benötigt man eine Sondergenehmigung des Aussenmi-

nisteriums, um eine Hochzeit zwischen einer Iranerin und einem Ausländer zu bewilligen. 

Fast 70 000 Ehen zwischen iranischen Frauen und afghanischen Männern seien nicht beim 

Zivilstandsamt registriert. Laut Zahlen aus dem Jahr 2011 des Büros für ausländische Natio-

nalitäten des Gouverneurs von Teheran  gebe es 32‘000 Kinder im Iran, die keine Geburtsur-

kunde besitzen, da sie ausländische Väter haben. Diese Kinder, von denen viele afghanische 

Väter haben, haben deshalb keinen Zugang zu zahlreichen Grundrechten (Al-Monitor, 5. De-

zember 2016).    

Repatriierung, Ausschaffung und Rückkehr nach Afghanistan. Laut Euractiv richtete die 

iranische Regierung mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft im Jahr 2002 ein freiwilliges 

Rückkehrprogramm ein (Euractiv, 20. Februar 2018). Laut  Nasim Sadat Hosseini Divkolaye 

beläuft sich die Zahl der freiwilligen Rückkehrer_innen zwischen 2002 und 2014 auf 920 ‘161 

(Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al., 21. Juli 2017). Nachdem sich die Lage in Afghanistan 

verschlechtert hat und die Zahl der freiwilligen Rückkehrer_innen zurückging, erhöhte die 

iranische Regierung den Druck auf papierlose Afghan_innen nach und nach und führte mehr 
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Ausschaffungen durch. Im Juli 2017 berichtete Refugees Deeply, dass die iranische Regie-

rung die Zahl der Ausschaffungen erhöht hat und bis Ende 2017 600‘000 Afghan_innen aus-

schaffen will (Refugees Deeply, 27. Juli 2017).  Laut dem afghanischen Ministerium für Flücht-

linge und Repatriierung (MoRR) sind im Jahr 2017 mehr als 450 ‘000 papierlose 

Afghan_innen, die im Iran gelebt hatten, nach Afghanistan zurückgekehrt . Mehr als ein Drittel 

von ihnen waren ausgeschafft worden. Laut der Internationalen Organisation für Migration  

(IOM), die von MoRR zitiert wurde, war der Grund der Rückkehr nach Afghanistan bei  fast 90 

Prozent, dass sie von der iranischen Polizei belästigt worden waren. Das MoRR schätzt auf-

grund der Tendenz der letzten Jahre, dass fast 400 000 der im Iran lebenden Afghan_innen 

im Jahr 2018 zurückkehren werden (MoRR, 30. Juni 2018). Laut Refugees Deeply sind zwi-

schen Januar und Juli 2018 mindestens 242 ‘500 Afghan_innen nach Afghanistan zurückge-

kehrt, die meisten von ihnen auf Druck der iranischen Behörden (Refugees Deeply, 7. Juli 

2018).  

 

 

3 Afghanische Flüchtlinge mit geregeltem 
Aufenthaltsstaus 

 

Der durch die Amayesh-Karte verliehene Flüchtlingsstatus ist unsicher. Bürokratische 

Hindernisse erschweren die Verlängerung der Karte. Es wird geschätzt, dass zwischen 

950‘000 und 970 ‘000 afghanische Flüchtlinge eine Amayesh-Karte besitzen. Sie verleiht 

ihnen in den Augen der iranischen Behörden den Flüchtlingsstatus. Auch  das UNHCR aner-

kennt sie als solche und konzentriert seine Unterstützung auf diese Personen (UNHCR, 19. 

November 2017). Der Hauptansprechpartner für das UNHCR ist das Bureau for Aliens and 

Foreign Immigrants Affairs  (BAFIA), das dem Innenministerium unterstellt ist. Das UNHCR 

und BAFIA arbeiten zusammen und unterstützen die Flüchtlinge mit Hilfe der « Solutions stra-

tegy for afghan refugees» (SSAR) (UNHCR, 18. Oktober 2017).  Laut HRW sehen sich die 

Inhaber_innen der Amayesh-Karte mit verschiedenen bürokratischen Hindernissen konfron-

tiert, um ihren Status zu behalten. Der kleinste Fehler kann zum dauerhaften Verlust der Karte 

führen. Die Karte ist normalerweise ein Jahr lang gültig und muss regelmässig verlängert 

werden. Wenn die Karte ausläuft, haben die Inhaber_innen also keinen geregelten Aufent-

haltsstatus mehr und können ausgeschafft werden. Regelmässige Neuregistrierungskampag-

nen, fehlende Unterstützung bei den bürokratischen Abläufen und die Kosten für die Verlän-

gerung der Karte sind Hindernisse, welche die Flüchtlinge meistern müssen, um ihren legalen 

Aufenthaltsstatus im Iran zu behalten (HRW, 20. November 2013). Gestützt auf Informationen 

von NGOs berichtet USDOS davon, dass es schwierig und oft teuer sei, Amayesh-Karten zu 

verlängern (USDOS, 20. April 2018). Laut E-Mail-Auskunft einer Kontaktperson der SFH vom 

24. Juli 2018 muss die Karte alle zwölf bis 18 Monate verlängert werden.  

 

Amayesh-Karte gibt Inhaber_innen mehr Rechte, die aber insbesondere in den Berei-

chen Wohnen, Arbeit und Bildung eingeschränkt sind. Laut der Swedish Migration Agency 

(SMA) verleiht die Amayesh-Karte das Recht, sich legal im Land niederzulassen und Zugang 

zur sozialen Grundversorgung zu haben (SMA, 10. April 2018). Laut USDOS erhält man mit 

der Amayesh-Karte auch eine Arbeitserlaubnis (USDOS, 20. April 2018). Laut Refugees 

Deeply darf man sich mit der Amayesh-Karte legal im Land niederlassen und erhält Zugang 
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zu kostenloser Bildung für Kinder und einer subventionierten Krankenversicherung. Die Af-

ghan_innen, die diese Karte besitzen, können nur in einer begrenzten Anzahl von Bereichen 

arbeiten (der öffentliche Dienst ist zum Beispiel ausgenommen) , und ihr Recht auf Besitz ist 

ebenfalls eingeschränkt (Refugees Deeply, 7. Juli 2018). Laut E-Mail-Auskunft einer Kontakt-

person der SFH vom 24. Juli 2018 dürfen die Inhaber_innen dieser Karte nur in der Provinz 

leben und arbeiten, die auf der Karte genannt wird. Sie dürfen das Land nicht verlassen oder 

sich frei im Land bewegen. Dafür müssen sie ihre Karte  vorher bei den Behörden hinterlegen 

und erhalten eine Reiseerlaubnis, die sie selbst bezahlen müssen. Die Flüchtlinge, die sich 

nicht an diese Regel halten, können ihre Karte verlieren, verhaftet und ausgeschafft werden. 

Es gibt zwar keine Beschränkungen für bewegliches Eigentum («movable property»), aber 

der Besitz von Immobilien ist für alle Ausländer_innen eingeschränkt.   

 

Zugang zur allgemeinen Krankenversicherung und zur Gesundheitsversorgung.  Inha-

ber_innen der Amayesh-Karte haben Zugang zu einem allgemeinen öffentlichen Krankenver-

sicherungssystem («Universal Public Health Insurance» – UPHI). Laut UNHCR müssen sich 

die Flüchtlinge bei lokalen Zentren registrieren, den «Pishkan centres», um die UPHI nutzen 

zu können. Dort erhalten sie ein Büchlein, das als Ausweis für den Zugang zu r Gesundheits-

versorgung in Regierungskrankenhäusern und öffentlichen Kliniken  zu erschwinglichen Prei-

sen gilt. Das UNHCR ergänzt den Beitrag der Regierung und bezahlte im Jahr 2017 die Prä-

mien für fast 110 ‘000 der ärmsten Flüchtlinge, inklusive derjenigen, die an Hämophilie und 

Nierenerkrankungen leiden (UNHCR, 4. Mai 2018). Laut Nasim Sadat Hosseini Divkolaye 

übernimmt die UPHI die Behandlungskosten für Personen, die an besonderen Krankheiten 

leiden und für verletzliche Gruppen. Zu den letzteren zählen zum Beispiel Familien, bei denen 

ein Mitglied an einer unheilbaren Krankheit leidet oder psychische Probleme hat, Kinder von 

iranischen Witwern, die Afghaninnen geheiratet haben und Afghanen, die iranische Frauen 

geheiratet haben (Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al., 21. Juli 2017). Laut Sivanka Dha-

napala erhalten afghanische Flüchtlinge mit der UPHI kostenlosen Zugang zur primären Ge-

sundheitsversorgung Die UPHI übernimmt bei Spitalaufenthalten und chirurgischen Operati-

onen 90 Prozent der Kosten, inklusive Spitalkosten und weitere medizinische Kosten 

(UNHCR, 18. Oktober 2017). Laut USDOS umfasst der Zugang zur Gesundheitsversorgung 

die Grundversorgung inklusive Impfungen, pränatale Versorgung und die Gesundheitsversor-

gung von Müttern und Kindern sowie die Familienplanung. Die UPHI übernimmt die Kosten 

für Spitalaufenthalte und paraklinische Leistungen (Medikamente, Arztbesuche, Röntgenun-

tersuchungen etc.) (USDOS, 20. April 2018). Laut Refugees Deeply übernimmt die UPHI für 

Schwangere die Kosten für die monatlichen Kontrollen und die Geburt, einige Patientinnen 

müssten aber für Bluttests oder Ultraschalluntersuchungen selbst bezahlen (Refugees 

Deeply, 27. Juli 2017). Gemäss Nasim Sadat Hosseini Divkolaye bezahlen die Leistungsemp-

fänger_innen von UPHI eine monatliche Prämie, von der die iranische Regierung die Hälfte 

übernimmt. Das UNHCR übernimmt für die ärmsten Familien ebenfalls einen Teil dieser Prä-

mie (Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al ., 21. Juli 2017). Laut Refugees Deeply betragen 

die jährlichen Kosten für die Krankenversicherung 12 USD (12 CHF) pro Person ( Refugees 

Deeply, 27. Juli 2017).  

 

Alle Kinder haben Zugang zur Grund- und Sekundarschulbildung. Der Zugang zu wei-

terführenden Schulen ist eingeschränkt.  Laut UNHCR hatten Ende 2017 420 ‘000 afghani-

sche Flüchtlingskinder, von denen 72 ‘000 ohne geregelten Aufenthaltsstatus waren, Zugang 

zu Primar- und Sekundarschulen im Iran (UNHCR, 14. November 2017) Laut E-Mail-Auskunft 

einer Kontaktperson der SFH vom 24. Juli 2018 haben Kinder nur Zugang zu Schulen in der 
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Provinz, die auf ihrer Amayesh-Karte vermerkt ist. Laut Sivanka Dhanapala müssen afghani-

sche Kinder seit 2016 keine Schulgebühren mehr für die Primar- und Sekundarschule bezah-

len. Vorher beliefen sich die Kosten dafür auf fast 90 USD (87 CHF) pro Kind.  Deshalb können 

jetzt mehr arme Familien ihre Kinder zur Schule schicken (UNHCR, 18. Oktober 2017).  Laut 

USDOS, das sich auf Informationen aus den Medien stützt, haben afghanische Kinder aber 

immer noch Probleme damit, zur Schule zu gehen, insbesondere aufgrund der Einschreibe-

gebühren, die von der Regierung auferlegt wurden (USDOS, 20. April 2018).  Laut Middle East 

Eye haben Kinder, die weiterführende Schulen besuchen möchten, nur eine beschränkte An-

zahl an Studienrichtungen zur Auswahl. Sie müssen auch administrative Dokumente vorle-

gen, die sie nur durch eine Reise nach Afghanistan erhalten können (Middle East Eye, 12. 

September 2017). Laut HRW müssen Kinder, die an der Universität studieren möchten, ihren 

Flüchtlingsstatus abgeben und dürfen nur bestimmte Studienrichtungen wählen (HRW, 20. 

November 2013). Laut E-Mail-Auskunft einer Kontaktperson der SFH  vom 24. Juli 2018 muss 

man für weiterführende Studien die Amayesh-Karte abgeben und einen afghanischen Pass 

und ein Studierendenvisum vorlegen, das jedes Jahr erneuert werden muss.  

 

 

4 Afghanische Flüchtlinge ohne geregelten 
Aufenthaltsstatus 

 

Es leben fast 1,5 Millionen afghanische Flüchtlinge ohne geregelten Aufenthaltsstatus 

im Iran, die als illegale Migrant_innen angesehen werden. Sie leben in äusserst schwie-

rigen Umständen mit einem sehr eingeschränkten Zugang zu Arbeit und Gesundheits-

versorgung. Sie laufen Gefahr, jederzeit verhaftet und ausgeschafft zu werden. Die An-

zahl Afghan_innen mit ungeregeltem Aufenthalt, die weder eine Amayesh-Karte noch ein 

Visum besitzen, wird auf zwischen einer und 1,5 Millionen geschätzt (UNHCR, 14. November 

2017; DW, 26. November 2016). Laut ECHO sind Afghan_innen ohne geregelten Aufenthalts-

status eingeschränkt beim Zugang zur Gesundheitsversorgung, Arbeit und anderen notwen-

digen Dienstleistungen (ECHO, 30. Oktober 2016). Laut DW verstecken sich Afghan_innen 

ohne geregelten Aufenthaltsstatus, werden wie Bürger_innen zweiter Klasse behandelt und 

werden oft ausgebeutet. Die meisten von ihnen leben in ständiger Angst vor Verhaftung und 

dass sie in Flüchtlingslager gesteckt werden (DW, 26. November 2016). Euronews berichtet, 

dass die rund 130‘000 Afghan_innen ohne geregelten Aufenthaltsstatus in der Provinz Ker-

man nur wenige oder keine Rechte haben. Dabei spiele es keine Rolle, wie lange sie bereits 

in Iran leben. (Euronews, 26. Oktober 2017). Laut USDOS können sich Afghan_innen, die 

keine Amayesh-Karte besitzen, nicht beim UNHCR registrieren, um Wiedereingliederungs-

programme nutzen zu können (USDOS, 20. April 2018). Laut ECHO hat die Regierung einen 

Plan zur Regularisierung ausgearbeitet («comprehensive regularisation plan»), um Sans-Pa-

piers nach ihrer Identifizierung einen geregelten Status und eine Arbeitserlaubnis zu geben 

(ECHO, 30. Oktober 2016). Laut E-Mail-Auskunft einer Kontaktperson der SFH vom 24. Juli 

2018 wurde von der iranischen Regierung zwischen Januar und September 2017 eine Zäh-

lung von Sans-Papiers, genannt «Head count of some undocumented families», durchgeführt. 

Laut UNHCR konnten durch diese Zählung 800 000 Afghan_innen identifiziert werden und 

damit ein erster Schritt für ihre Regularisierung gemacht werden (UNHCR, 27. Juli 2018). 

Laut schwedischer Migrationsagentur  (SMA) könnte dies über die Ausstellung von befristeten 

Visa erreicht werden (SMA, 10. April 2018).   
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Sehr eingeschränkter Zugang zur Gesundheitsversorgung.  Gemäss Nasim Sadat 

Hosseini Divkolaye sind Afghan_innen ohne geregelten Aufenthalt nicht durch das allgemeine 

öffentliche Krankenversicherungssystem abgedeckt, was ihren Zugang zur Gesundheitsver-

sorgung einschränkt. Sie können natürlich Gesundheitsdienstleistungen bei privaten Gesund-

heitseinrichtungen in Anspruch nehmen, aber dort müssen sie alles aus eigener Tasche be-

zahlen. In bestimmten Fällen können sie auch kostenlose Gesundheitsversorgung bei NGOs 

und wohltätigen Organisationen in Anspruch nehmen. Dieser eingeschränkte Zugang zur Ge-

sundheitsversorgung für Afghan_innen ohne geregelten Aufenthalt ist besonders problema-

tisch, da die meisten von ihnen in Sektoren wie dem Baugewerbe arbeiten, bei denen das 

Risiko für Verletzungen oder Unfälle besonders hoch ist (Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et 

al., 21. Juli 2017). Laut Refugees Deeply scheuen sich die Afghan_innen ohne geregelten 

Aufenthalt häufig davor, ins Spital zu gehen, aus Angst festgenommen und ausgeschafft zu 

werden. Schwangere Frauen leihen sich häufig Geld, um die Kosten für die Entbindung zu 

bezahlen oder gebären zu Hause (Refugees Deeply, 27. Juli 2017).   

 

Afghanische Kinder haben grundsätzlich Zugang zur Primar- und Sekundarschule, doch 

gibt es weiterhin Hindernisse. Laut UNHCR hat die Öffnung der Schulen für afghanische 

Kinder von Sans-Papiers (durch das Dekret des Obersten Führers vom Mai 2015) dazu ge-

führt, dass fast 72 ‘000 Kinder eingeschrieben werden konnten (UNHCR, 14. November 2017). 

Laut ECHO gibt es aber weiterhin finanzielle Hürden für diese Kinder, die insbesondere eine 

Blaue Karte («blue card») benötigen, damit sie sich in der Schule einschreiben können 

(ECHO, 30. Oktober 2016). Laut Norwegischem Flüchtlingsrat (NRC) entfernt das Dekret aus 

dem Jahr 2015 zwar theoretisch die juristischen Hürden, die bis dahin eine Registrierung der 

afghanischen Sans-Papiers-Kinder in den Schulen verhindert haben. Trotzdem gibt es wei-

terhin einige nicht-juristische Hürden (politische, administrative, wirtschaftliche und physi-

sche), die den Zugang zu Bildung für diese Kinder erschweren. Zu diesen Hindernissen ge-

hören zum Beispiel eine ungleiche Umsetzung des Dekrets auf Provinz- und lokaler Ebene, 

ein unzureichendes Bildungsbudget, das einige Schulen dazu zwingt, von den Eltern eine 

finanzielle Beteiligung einzufordern, die Kosten für Transport, Bücher und Uniform, überfüllte 

Klassen, mangelnde Informationen für Sans-Papiers-Familien zu den Möglichkeiten, ihre Kin-

der in die Schule zu schicken und schliesslich mangelnde Ausbildung der iranischen Lehrper-

sonen zu den spezifischen Bedürfnissen afghanischer Kinder (NRC, Januar 2017). Laut Eu-

ractiv können in der Provinz Kerman fast 10 ‘000 Kinder immer noch nicht zur Schule gehen. 

Für viele Familien ist die finanzielle Belastung dafür zu gross. Es fehlt auch an Klassen und 

diejenigen, die diese Kinder aufnehmen, sind oft überfüllt, mit teilweise bis zu 44  Kindern pro 

Klasse, obwohl die maximale Anzahl 25 Kinder betragen sollte (Euractiv, 20. Februar 2018). 

Laut USDOS können sich Tausende Kinder, die im Iran geboren wurden und keine Identitäts-

papiere erhalten haben, nicht in der Schule einschreiben (USDOS, 20. April 2018). Laut Al-

Jazeera können Kinder ohne Identitätspapiere keine weiterführenden Schulen besuchen (Al -

Jazeera, 17. Mai 2016). 

 

Ohne Zugang zu einer Arbeitserlaubnis müssen sich Sans-Papiers mit schlecht bezahl-

ten Gelegenheitsjobs begnügen. Gemäss USDOS haben nur Inhaber_innen der Amayesh-

Karte eine rechtliche Arbeitserlaubnis (USDOS, 20. April 2018). Laut Euractiv haben Af-

ghan_innen ohne geregelten Aufenthalt keine andere Wahl, als schlecht bezahlte Gelegen-

heitsjobs anzunehmen, die keine Qualifikationen benötigen. Euractiv zitiert zum Beispiel den 

Fall eines Maurers, der vierzehn Stunden pro Tag für einen Lohn von 10 USD (10 CHF) pro 

Tag arbeitete (Euractiv, 20. Februar 2018). Afghan_innen werden auch schlechter beza hlt als 
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Iraner_innen. Laut Nasim Sadat Hosseini Divkolaye erhalten Iraner_innen häufig 10 bis 23 

Prozent mehr Lohn als Afghan_innen (Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al., 21. Juli 2017).     

Afghanen werden vom Iran im Tausch gegen eine Niederlassungsbewilligung und an-

dere Vorteile für den Krieg in Syrien rekrutiert. Laut DW werden afghanische Flüchtlinge, 

insbesondere diejenigen ohne Amayesh-Karte, von der Regierung für den Kampf in Syrien 

rekrutiert. Die Regierung verspricht ihnen im Gegenzug Geld und eine Niederlassungsbewil-

ligung. Im Mai 2016 verabschiedete das iranische Parlament ein Gesetz, das den überleben-

den Familienmitgliedern eines gefallenen Afghanen, der in der Division «Fatemiyoun» - einer 

bewaffneten Gruppierung, die sich ausschliesslich aus afghanischen Soldaten zusammen-

setzt - gekämpft hat, die iranische Staatsbürgerschaft verleiht. Wenn sich Afghanen für den 

Kampf in Syrien verpflichten, erhalten sie 500 USD pro Monat. Man verspricht ihnen auch 

eine bessere Ausbildung und verbesserte Lebensbedingungen (DW, 26. November 2016). 

Laut HRW wurden bereits vierzehnjährige afghanische Sans-Papiers-Kinder rekrutiert, um 

dieser bewaffneten Gruppierung beizutreten, die fast 14 ‘000 Soldaten umfasst. HRW schätzt, 

dass die Regierung nicht genug dagegen unternimmt, um die Rekrutierung von Kindern zu 

stoppen. Die von ihr gebotenen Anreize, insbesondere die iranische Staatsbürgerschaft für 

ihre Familienangehörigen, wenn sie im Kampf umkommen, verletzt oder gefangengenommen 

werden, erhöhen das Risiko, dass Kinder rekrutiert werden (HRW, 1. Oktober 2017). Laut 

Salaam Times erhalten die Afghanen, die in der «Fatemiyoun»-Division kämpfen, 787 USD 

pro Monat. Ausserdem wird ihnen eine Niederlassungsbewilligung und eine Unterkunft ver-

sprochen. Diese Division erleidet in der Regel starke Verluste im Kampf, da die meisten der 

Soldaten in dieser Abteilung nur schlecht ausgebildet sind (Salaam Times, 15. September 

2017).     

   

 

5 Quellen   

Al-Jazeera, 17. Mai 2016: 

« Iran hosts some three million Afghan refugees, many of whom have poured into the country 

since the United States-led invasion in 2001. However, only an estimated 950,000 are United 

Nations-registered, as Iranian authorities have not provided all Afghan re fugees with an 

opportunity to legally claim asylum. 

Those born in the country are afforded UN-recognised refugee status, but they hold only 

a fraction of the rights granted to Iranian citizens. Many live without residency docu-

ments and are forced to exist off the grid, making their living from the black market . 

"For Afghans, there is no chance for a future in Iran," Jawad says. "For the Iranian government, 

it wasn't enough that we are Muslims like them. I had to pay bribes to work, and the police 

were always harassing me." 

"We were both born in Iran, but neither of us has documents," his wife Masoomi explains. "We 

don't want our children to face the same problems and racist treatment."  

Human Rights Watch (HRW) and other watchdog organisations have accused the Iranian gov-

ernment of severe maltreatment of Afghans, including summary deportations, physical abuse 
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at the hands of security forces, limited job opportunities outside menial labour, and restricted 

access to education.[...] 

Furthermore, HRW reported earl ier this year that Iran has been recruiting thousands of 

Afghan refugees to fight in pro-government armed groups in neighbouring Syria . 

The group said that many had been coerced into fighting, while some had been deported to 

Afghanistan as punishment for refusing. Others were offered residency papers and financial 

incentives in exchange for taking up arms in Syria.  

Iran's foreign ministry has denied allegations that the refugees were coerced in the past, claim-

ing instead that the refugees have volunteered to fight in Syria out of political or religious 

convictions. 

'We cannot live like humans here' 

Patricia Gossman, an Afghanistan senior researcher for HRW, told Al Jazeera that Af-

ghans face discrimination in several areas, including restrictions on travel and freedom 

of movement, legal barriers to claiming asylum and limited access to humanitarian aid, 

among other things. 

In mid-April, the EU announced an additional 16.5m euros (around $18.7m) in aid to Iran to 

boost the government's capacity for assisting Afghan refugees. 

Noting that the Iranian government has responded positively in some respects, Gossman says 

HRW has encouraged the international community to provide more aid.  

"Assistance is of course needed and helps," she says, explaining that it can imp rove refugees' 

"access to education and healthcare." 

"But - like refugees everywhere - Afghans are likely to continue to experience hardships in 

Iran." [...] 

Niloofer has always dreamed of obtaining a university degree, a feat that would be nearly 

impossible in Iran. "[In Iran], we cannot go to school [university] or buy a house," she says.  

As her family awaits a response to their asylum application, Niloofer hopes to enrol at a uni-

versity in Berlin to study dentistry. [...]  

'Dreaming of human rights'  

Hamid, 26, was born as a refugee in Iran. He says that he had to become a refugee twice over 

to find hope for his future. 

"I see the situation in Germany as good compared to ours in Afghanistan. Some people ask 

me if Iran is safe. They say nobody is shooting us  in Iran. That's true, but we cannot live like 

humans there," he says. 
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"I don't want to say what happened to me in Iran; I don't want to speak about my experience," 

he adds, explaining that many refugees endure trauma that they struggle to express even lon g 

after arriving in Europe. 

Without an identification card and unable to continue his studies after completing high 

school, he decided to leave the country in early 2016. "I am sure I will never go back to Iran, 

even if they deport me from Germany," he says. 

"The Iranian government didn't treat us like humans - we couldn't go to the hospital with 

insurance," he recalls . "Maybe there are a lot of things wrong in Germany, but I am trying to 

see a new world. I'm here now. My first dream is to have human rights ." »Quelle: Al-Jazeera, 

Why are Afghan refugees leaving Iran?, 17. Mai 2016: www.aljazeera.com/indepth/fea-

tures/2016/05/afghan-refugees-leaving-iran-160511103759873.html 

 

Al-Monitor, 5. Dezember 2016: 

 

«Based on Iran’s civil code, the marriage of an Iranian woman to a foreign national is 

dependent upon special permission from the Foreign Ministry. In practice, this means 

that Iranian women need to get permission to marry non Iranian Muslims. Iran's civil 

code forbids Muslim women from marrying non-Muslim men. An estimated 70,000 mar-

riages between Iranian women and Afghan men are not registered with the National Organiza-

tion for Civil Registration. Meanwhile, Iran’s Interior Ministry has declared all marriages 

between Iranian women and Afghan men that took place after 2001 invalid. In contrast, 

Iranian men may marry Muslim or non-Muslim women and Iranian or non-Iranian women 

without obtaining permission from the Foreign Ministry. Under Iranian law, children born 

to an Iranian father — whether residing in Iran or abroad — are considered Iranian. 

 

Meanwhile, children born to Iranian mothers are not granted automatic citizenship rights, 

creating a complicated situation for Iranian women who marry non -Iranian citizens. Sta-

tistics released in 2011 by the Tehran Governor’s Office of Foreign Nationality  shows around 

32,000 children in Iran do not have birth certificates because their  fathers are not Iranian citi-

zens. Iranian women living abroad naturally may want to  marry foreign men. But without per-

mission to register the union, their marriages will  not be accepted by Iranian law. 

 

There are many women in Iran who are married to foreign nationals. For  instance, many 

Afghan nationals have long lived in Iran and are married to Iranian women. Due to the 

complications in registering such marriages with the authorities, they have only reli-

gious certificates for their marriages. These unregistered marriages do not guarantee 

any rights to the Iranian wife and her children. They are not entitled to birth certificates 

and are therefore prevented from accessing many basic rights that the state is obliged 

to provide for its citizens.» Quelle: Al-Monitor, Iran's political paranoia includes children of 

foreign fathers, 5. Dezember 2016: www.al-monitor.com/pulse/originals/2016/12/iranian-

mothersforeign-fathers-children-citizenship-law.html. 

 

 

DW, 26. November 2016: 

 

« When fighters from Iran die in the Syrian War, they are hailed as martyrs by Iranian authori-

ties. "The country owes much to them," stressed the director of the Foundation of Martyrs and 

http://www.aljazeera.com/indepth/features/2016/05/afghan-refugees-leaving-iran-160511103759873.html
http://www.aljazeera.com/indepth/features/2016/05/afghan-refugees-leaving-iran-160511103759873.html
http://www.al-monitor.com/pulse/originals/2016/12/iranian-mothersforeign-fathers-children-citizenship-law.html
http://www.al-monitor.com/pulse/originals/2016/12/iranian-mothersforeign-fathers-children-citizenship-law.html
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Veterans Affairs, Mohammad-Ali Shahidi. On Tuesday, he officially announced that over 1,000 

fighters from Iran have fallen in the Syrian Civil War. He said they were soldiers in the Fatem-

iyon division, now revered as defenders of holy sites. Iran views the Sayyidah Zaynab shrine 

in Damascus, dedicated to the granddaughter of the prophet Muhammad, as an important place 

of pilgrimage for Shia Muslims. 

 

The army division named after Fatemiyon, the daughter of the prophet of Islam, is mostly 

made up of Afghan fighters. Fatemiyon belongs to the Iranian Quds Force, the elite unit of 

the Iranian Revolutionary Guard that is deployed in special operations outside Iran.  

 

"Many refugees from Afghanistan have been recruited and have traveled to Syria be-

cause they either need money or a residence permit - or both," said Kamal in an interview 

with Deutsche Welle. "But many of them have lost their lives in Syria." Almost 30 years 

ago, Kamal himself fled from Afghanistan to Iran. He lives in southern Iran with his wife 

and three children but he still does not feel integrated into Iranian society. His children, 

who only know Iran, do not even have Iranian citizenship. They are still seen as unwanted 

refugees. 

 

Second-class human beings 

 

According the UN refugee agency UNHCR, about three million Afghans are currently liv-

ing in Iran. Nearly a million of them are registered refugees. Almost 500,000 of them are 

immigrants with temporary residence and restricted work permits. The other one and 

half million have no documents and are considered to be illegal immigrants.  

 

They do not trust the authorities. They fear that they will be sent back or be put in a 

refugee camp. They go into hiding and are treated as second-class human beings, often 

subject to exploitation. 

 

"I was a small child when my family fled from Afghanistan 36 years ago. I myself have four 

children now. We have been living in Iran for three generations but none of us has papers," 

said Fatemeh. She lives on the outskirts of Tehran. "We are not allowed to own anything, 

not even a SIM card." However, she does not want to send her son to war even though it 

would bring many benefits to the entire family.  

 

Iranian citizenship as a guarantee for those left behind  

 

When eligible Afghan men sign up for combat in Syria, they are paid almost 500 US dollars a 

month, said the refugees. They are promised basic schooling or a university education 

and better living conditions for their families.  

 

At the beginning of May 2016, Iranian parliament passed a law guaranteeing Iranian citi-

zenship for surviving relatives of "Fatemiyon division" fighters in the event of their 

death. Thus, families of killed Afghans would be placed under the patronage of the powerful 

martyr foundation, founded in 1980, a year after the Islamic Revolution. The foundation takes 

care of the survivors of the many people killed in the revolution and soldiers who died in the 

Iraq War. One year after the revolution, neighboring Iraq attacked Iran and the ensuin g war 

lasted eight years until 1988. 
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The Martyr Foundation has gained greatly in importance over the past 36 years and has risen 

to become one of the most influential institutions of the Islamic republic. It owns a large number 

of companies and is active in all major business sectors: in production, trade, oil, mining, the 

automotive industry and even tourism. Anyone under the protective hand of the Martyr Foun-

dation is on the safe side of society and even receives recognition.  

 

According to reports by conservative Iranian media outlets, the Fatemiyon division has almost 

20,000 fighters. Not only does it defend holy sites in Syria, but General Qassem Soleimain, 

commander of the Iranian Quds Force explains, "It defends the Islamic Republic of Iran and its 

ideals. The Islamic State terror group was established to limit Iran's influence in the region and 

to harm us." Iran sees itself as a protector of Shiites in the Middle East and supports Syria's 

regime led by Alawite Bashar al-Assad. Major General Soleimani draws a great deal of media 

attention with his visits to the families left behind by fallen Afghans and has pictures taken with 

their children. » Quelle: Deutsche Welle (DW), Iran makes Afghan refugees martyrs of the 

Syrian Civil War, 26. November 2016: www.dw.com/en/iran-makes-afghan-refugees-martyrs-

of-the-syrian-civil-war/a-36538092. 

 

ECHO, 30. Oktober 2016: 

« After more than three decades of protracted displacement, Iran hosts almost one million 

documented and an estimated two million undocumented Afghans refugees. Many, par-

ticularly those who do not hold the Amayesh registration card, face constraints and lim-

itations on access to livelihoods, healthcare, and other essential services. It is estimated 

that some 2000 Afghans continue to arrive every day in Iran, but there has been no gen-

eralised refugee status determination (RSD) in the country since 2001.   

What are the needs?  

The majority of refugees reside in the provinces of Tehran (33%), Khorasan Razavi (16%), 

Esfahan (13%), and Kerman (8%), with the rest dispersed in other provinces. While 97% live 

in urban areas, less than 3% are hosted in the 18 Afghan refugee settlements run by the Iranian  

government’s Bureau for Alien and Foreign Immigrant Affairs (BAFIA). However, Iran, recently 

committed to include all registered Afghan refugees in the national health insurance 

scheme on the same basis as its own citizens, enabling more than 145 000 refu gees to 

be enrolled by the end of 2016. Undocumented Afghans are generally more vulnerable 

because they have not been eligible for most of the assistance provided. However, the 

Supreme Leader’s decree in May 2015 allowed all children in Iran, regardless of  their 

legal status, to access formal education. Since then, at least 350 000 Afghan and Iraqi 

refugee children, including some 77 000 undocumented Afghan boys and girls, have been 

enrolled in schools, according to the United Nations Refugee Agency (UNHCR) . There are 

still some financial barriers to access, as undocumented children need to obtain a blue card to 

enroll, in addition to cultural impediments. Efforts have also been made to allow for less 

restrictive residence requirements with the "alternative stay arrangement" programme 

targeting refugees and changing their status into economic migrants with work permits. 

For undocumented Afghans, a "comprehensive regularisation plan" has been drawn up 

to provide them with legal status and work permits, and to identify them through a head-

count. » Quelle: ECHO, Iran Factsheet, 30. Oktober 2016: https://reliefweb.int/sites/relief-

web.int/files/resources/iran_en_0.pdf. 

 

http://www.dw.com/en/iran-makes-afghan-refugees-martyrs-of-the-syrian-civil-war/a-36538092
http://www.dw.com/en/iran-makes-afghan-refugees-martyrs-of-the-syrian-civil-war/a-36538092
https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/iran_en_0.pdf
https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/iran_en_0.pdf
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Euractiv, 20. Februar2018: 

 

« In Iran, no less than two million Afghan refugees have no residence permit.  

 

Recently, the Iranian government launched schooling programmes for Afghan children 

(particularly for those who do not hold a residence permit), programmes to  officialise 

unregulated migrants and make residence requirements less strict.  

 

“We want the children to be able to go to school, to have employment opportunities”, said 

Cornelia Ernst, MEP of the GUE/NGL [the European United Left -Nordic Green Left], to the 

Spanish press agency Efe. She is a member of the delegation for relations with Iran, chaired 

by Januzs Lewandowski, who visited the country during one of the regular interparliamentary 

meetings between Iran and the EU. 

 

Following their meeting, the delegation visited one of the registration and health centres for 

Afghan refugees in Isfahan, in the centre of the country.  

The European Union, which has been funding humanitarian projects in Iran since 1997, has 

allocated €10 million channelled through NGOs and UN agencies, to help Afghan refugees 

living in the country. 

 

The aid is intended for the schooling of Afghan children in Iran, medical assistance and 

food security. It is also used to help refugees pay for medical insurance and provide 

access to legal advice. 

 

In the Isfahan health centre, MEPs checked the quality of outpatient care. They also had the 

opportunity to speak with Afghan doctors and nurses as well with the people in charge of the 

centre, which is run by the Iranian government and the UNHCR.  

 

The Iranian government has taken steps to include all legally resident Afghans in the 

national health system. Vaccination campaigns for children are frequent, especially 

against polio. Afghanistan and Pakistan are the only countries in the world where the 

disease is still endemic. 

 

Ali Khamenei the current Supreme Leader, issued a decree in 2015 to allow Afghans, 

both legally and illegally resident, to study in Iran’s public schools. In 2016, 48,000 ille-

gally resident Afghan children were enrolled in school  for the first time, and this year 

the number reached 400 000. 

 

Repatriation or integration? 

 

In 2002, Iran set up a voluntary repatriation programme with the support of the interna-

tional community and a cooperation between the government, the UN, and donors. 

In November, the Iranian government called on William Lacy Swing, the director general 

of the International Organisation for Migration, who was visiting the country at the time, 

to help Afghans return to their home country.  
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Abbas Araghchi, Iran’s deputy foreign minister, called for the international community 

to contribute to improving the security and economic situation in Afghanistan, and to 

therefore better prepare the refugees for their return to the country.  

 

However, Cornelia Ernst does not consider the return of Afghans to their country a viable 

solution: “repatriation is not the solution”, as Afghanistan “is not a safe country”.  

Still, she believes it is necessary to improve their living conditions in Iran, as the issue 

of refugees illegally res iding in the country is still “unresolved”. Afghans therefore have 

to face important obstacles, such as a limited access to basic services, and employment.  

 

Most of them have no other alternative but to settle for small, low-wage jobs that require 

few qualifications, such as construction workers or parking attendants. In Qasem Abad, 

on the outskirts of the city of Varamin, brick makers work 14-hour shifts for a daily wage 

of $10. Furthermore, they can only work six months a year, during the hot season.  

 

Their access to the labour market is however facilitated by their freedom of choice of the 

place of residence. Some 97% of Afghan refugees live in urban areas, 33% of them in the 

Tehran province and only 3% live in refugee camps.  

 

Comparisons with the situation in Europe 

 

Janusz Lewandowski, a member of the EPP, welcomed Iran’s benevolence towards Afghans 

as a “humanitarian measure in response to the human disaster in Afghanistan”.  

“Helping refugees is a good thing. We want to help, but we don’t think welcomin g all refugees 

to Europe is the best of ideas”, added Cornelia Ernst.  

 

The number of refugees in Iran is staggering: three million in a population with less than 

83 million people. Furthermore, the country faced many setbacks over the last 40 years: 

the Iranian revolution (1979), war with Iraq (1980-1988) and years of international eco-

nomic embargo. 

 

Comparisons with the situation in Europe were inevitable during the visit of the delegation. The 

delegation also held talks with Mohammad Javad Zarif, Iran’s Foreign Minister and Ali Larijani, 

President of the Islamic Consultative Assembly of Iran.  

 

Flavio Zanonato, a member of the Progressive Alliance of Socialists and Democrats group in 

the European Parliament (S & D), admitted that the welcome extended by Iran was “positive” 

and that the country has played host to many more refugees than Europe.  

 

“Refugees, asylum seekers, arrive in such numbers in Iran that we cannot imagine the situation 

in Europe. In Italy, there are 250,000 refugees and we already say t hat it is disproportionate 

when there are three million over there, “added Flavio Zanonato. » Quelle: Euractiv, Better 

schooling for Afghan refugee children in Iran, 20. Februar2018: www.euractiv.com/section/de-

velopment-policy/news/better-schooling-for-afghan-refugee-children-in-iran/ 

 

 

Euronews, 26. Oktober 2017: 

 

http://www.euractiv.com/section/development-policy/news/better-schooling-for-afghan-refugee-children-in-iran/
http://www.euractiv.com/section/development-policy/news/better-schooling-for-afghan-refugee-children-in-iran/
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« Deadly attacks and fighting have scattered Afghans across the world. And with more than 

half of all registered refugees coming from just three countries, Afghanistan is at number two, 

with 2.5 million people. 

 

Nearly one million of those refugees are hosted in Iran, where it is estimated that up to 

2 million more Afghans live undocumented, with no legal documentation at all.  

 

Kerman is among the Iranian provinces with the highest proportion of immigrants to 

residents. About 10% of the three million local population are Afghans. But some of these 

immigrants first settled in the province forty years ago.  

 

About 130,000 Afghans in Kerman are estimated to be undocumented, leaving them with 

no or little rights, irrespective of how long they have been in the country. We met Saeed, 

who is 13 years old and was born in Iran. He is an undocumented child. This left him without 

the right to go to school until 2015, when Iran adopted a decree that opened public schools to 

all refugee children. It was a milestone in the management of immigrants and it gave hope to 

thousands of children who could then begin to learn.  

 

“I can read everything, whatever I want, for example the street signs, or the doctors prescrip-

tions in the hospital”. 

 

Putting into practice the 2015 decree began by guaranteeing undocumented families that 

enrolling their children wouldn’t trigger any deportation procedures. Then, the schools 

had to be adapted to cope with the pressure of thousands of new students . This is when 

the EU scaled up its financial  support through its partners in the field. 

 

Oliver Vandecasteele is the country director for the Norwegian Refugee Council in Iran,  

 

“We’ve supported around forty schools in the country. It was essentially supply of equipment 

and renovations in order to re-open some schools. This one in particular was closed for several 

years. We also organized access to education programmes to help children who were out of 

the school system in previous years. They needed accelerated learning classes in order to 

integrate into school”. 

 

The EU allocated almost 10 million euros in 2017 to assist Afghan refugees in Iran. Commis-

sioner Chrístos Stylianídis has visited the country twice, reinforcing how important the support 

that Iran is giving to Afghan refugees is for the EU, especially whilst the diplomatic situation 

remains delicate. 

 

Caroline Birch from EU Humanitarian Aid is positive about the changes that taken place in 

recent times. 

 

“I think things have changed very much since afghans first arrived over 30 yrs ago. And we are 

not looking at basic survival now, the idea will be very much to keep them enrolled in primary 

school so that they can look forward into going into secondary school and possibly even to 

University”. 
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The Ministry in charge of refugees estimates that in the province of Kerman alone, 10,000 

children are still out of school. Reaching the right level of education is among the rea-

sons. Saeed could enroll at his regular grade after attending NRC summer courses. But 

financial constraints do the rest. 

 

Fatemeh Sadat is Saeed’s mum. Even now they have access to school, she still struggles with 

the financial commitments of getting her children into education.  

 

“Last year we enrolled them in the 4th grade, they attended for a few months and then I had to 

take them out. It was because of the cost of the transportation and school fees”.  

 

But this year things are working differently for the family.  

 

“Until today we haven’t been asked to pay for anything at school. I started working, I go to a 

pistachio farm, and my husband works as well and Saeed asked to start working too. This is 

how he managed to pay for the school bus. Every afternoon he goes to work in a motorbike 

shop close to our house from 4 until 9pm”.  

 

School capacity is still way below the need. The province of Kerman had a total of 30,000 

enrollments in two years, one third are of these are undocumented children. Classes 

today host an average of 40-44 students, while they should have a maximum capacity of 

25 pupils. 

 

Hamid Shamsaldini from Bafia Kerman estimated that it would take 1200 classes if they were 

to be able to put the 30,000 students into more acceptable sized classes.  

 

We left Kerman to travel to Zangiabad. The school complex here acts as a school hub for many 

isolated villages sprinkled around this desert region. Here the NRC has just finished the con-

struction of a new school: 

 

Olivier Vandecasteele showed us here how the NRC was able to make a real difference,  

 

“There was a capacity problem here that we could solve by building this school b ehind me. We 

built 10 classes that will allow 300 new students to have access to education”.  

 

90% of the students in the Zangiabad school we visited were Afghans and half of them are 

undocumented, like Amir Hossein who is 10 years old and was born in Iran.  His grandmother 

is proud that, after her many years of hardship, some of her 21 grandchildren can finally go to 

school. 

 

“We came from Afghanistan 30 years ago, but a year later I lost my husband. I couldn’t send 

the children to school. We had a lot of di fficulties and suffering. We were homesick, having no 

husband and having no one taking care of us. My children were orphans”.  

 

By enrolling, but also by trying to keep undocumented Afghan refugees in school, the doors 

are now open to a whole ghost generation of Afghans, enabling them to live up to their potential 

in society. » Quelle: Euronews, Undocumented Afghan refugees get a chance at school in Iran, 

26. Oktober 2017: www.euronews.com/2017/10/26/thousands-of-afghan-refugees-get-a-

chance-at-school-in-iran. 

http://www.euronews.com/2017/10/26/thousands-of-afghan-refugees-get-a-chance-at-school-in-iran
http://www.euronews.com/2017/10/26/thousands-of-afghan-refugees-get-a-chance-at-school-in-iran
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HRW, 1. Oktober 2017: 

 

« Iran’s Islamic Revolutionary Guards Corps (IRGC) has recruited Afghan immigrant chil-

dren living in Iran to fight in Syria, Human Rights Watch said today. Afghan children as 

young as 14 have fought in the Fatemiyoun division, an exclusively Afghan armed group 

supported by Iran that fights alongside government forces in the Syrian conflict. Under 

international law, recruiting children under the age of 15 to participate actively in hostil-

ities is a war crime. 

 

Human Rights Watch researchers reviewed photographs of tombstones in Iranian cemeteries 

where the authorities buried combatants killed in Syria, and identified eight Afghan children 

who apparently fought and died in Syria. Iranian media reports also corroborated some of these 

cases and reported at least six more instances of Afghan child soldiers who died in Syria. For 

two of the reported cases, researchers reviewed photographs of tombstones that indicated the 

individual was over the age of 18, but family members of these deceased fighters told Iranian 

media that they were children who had misrepresented their age in order to join the Fatemiyoun 

division. This indicates that instances of Iran recruiting children to fight in Syria are likely more 

prevalent. 

[...] 

In 2015, the Interior Ministry estimated that there were 2.5 million Afghans in Iran, many of 

them without residency papers. Human Rights Watch previously docume nted cases of Afghan 

refugees in Iran who “volunteered” to fight in Syria in the hopes of gaining legal status for their 

families. 

 

Since 2013, Iran has supported and trained thousands of Afghans, at least some of them un-

documented immigrants, as part of the Fatemiyoun division, a group that an Iranian newspaper 

close to the government describes as volunteer Afghan forces, to fight in Syria. In May 2015, 

Defa Press, a news agency close to Iran’s armed forces, reported that the Fatemiyoun had 

been elevated from a brigade to a division. There are no official public statistics on its size, 

but according to an interview published in the Revolutionary Guards -affiliated Tasnim News, it 

has about 14,000 fighters.[...] 

 

There is little transparency in Iran’s recruitment of soldiers to fight in Syria, including whether 

it has implemented measures to prevent child recruitment. On January 27, 2016, Mohsen Kaze-

meini, commander of the Tehran-based Mohammad Rasoul Allah division of the IRGC, said in 

a media interview that Basij paramilitary branches affiliated with the Revolutionary Guards are 

in charge of recruiting forces to fight in Syria. While Iran officially claims that all Afghans 

living in Iran who join the Fatemiyoun division are volunteers, the vulnerable legal po si-

tion of many Afghan children living in Iran and their fear of being deported to Afghanistan 

may contribute to their decision to join up. 

 

Authorities have attempted to extend rights to Afghan children living in Iran. In 2015, 

Iran reportedly allowed all Afghan children, including undocumented ones, to register 

for schools after Supreme Leader Ali Khamenei issued a ruling emphasizing that “no 

Afghan child, even the undocumented ones, should be left out of school.” Yet, this re-

search demonstrates authorities have done too little to protect Afghan children from 

being recruited to fight in Syria, particularly in light of the fact that the government has 

proposed offering incentives such as a path to citizenship for families of foreign fighters 
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who die, become injured, or are taken captive during “military missions.” These incen-

tives without sufficient protections could increase the risk of child recruitment; as the 

United Nations High Commissioner for Refugees’ Executive Committee has emphasized, 

“refugee children and adolescents… are particularly vulnerable to recruitment by gov-

ernment armed forces…” and has called upon governments to implement policies to pre-

vent this human rights violation. 

 

Under the Rome Statute of the International Criminal Court, “conscri pting or enlisting children 

under the age of 15 years into national armed forces or using them to participate actively in 

hostilities” is a war crime. Iran is not a party to the Rome Statute, but is bound by customary 

international law which also provides that recruitment of children under age 15 is a war 

crime.[...] 

 

“Iran should be improving protections for Afghan refugee children, not leaving them vulnerable 

to unscrupulous recruiting agents,” Whitson said. “Iran should immediately ratify the Optional 

Protocol and ensure that Afghan children are not being recruited to fight in Syria.” » Quelle: 

HRW, Iran: Afghan Children Recruited to Fight in Syria, 1 . Oktober 2017: 

www.hrw.org/news/2017/10/01/iran-afghan-children-recruited-fight-syria. 

 

 

HRW, 20. November 2013: 

 

« Afghans in Iran constitute one of the largest urban refugee populations in the world, 

with only 3 percent of Afghan refugees living in camps located in  rural areas. There have 

been significant benefits for the millions of documented and undocumented Afghans 

who live in Iran. Many have been able to earn wages which, although at subsistence level 

or below, provide for a higher quality of life than they would have been able to attain in 

war-torn Afghanistan. Registered refugees have been allowed to access educational op-

portunities often of a higher standard than that available in Afghanistan. While authori-

ties have made some efforts to provide primary educat ion to undocumented Afghans 

living and working in Iran, many are still deprived of this right due to fees and other 

restrictions imposed by the Iranian government. Some Afghans simply would not have 

had access to education at all in Afghanistan . 

 

Although some Iranian laws discriminate against women, particularly with regard to their 

dress and legal status in matters related to marriage, divorce, inheritance, and child 

custody, Afghan women and girls in Iran enjoy a number of freedoms denied to them at 

home. In particular, they have greater freedom of movement, access to quality education, 

and ability to seek divorce than do women and girls in Afghanistan.  As one Afghan gov-

ernment official told Human Rights Watch, “People hear about honor killings [of women and 

girls] et cetera [in Afghanistan], and then they don’t want to come back.”  

 

Although the Iranian government has been shouldering a heavy burden in dealing with the 

influx, and in some respects has responded well, since at least 2007 Iran has failed to allow 

newly arriving Afghans to register as asylum seekers . This failure exposes would-be 

asylum seekers to the possibility of being returned to persecution or to situations of 

generalized violence if they are deported to Afghanistan for unlawful presence in Iran. 

 

http://www.hrw.org/news/2017/10/01/iran-afghan-children-recruited-fight-syria
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United Nations High Commissioner for Refugees’ (UNHCR) August 2013 “Eligibility Guidelines 

for Assessing the International Protection Needs of Asylum-Seekers from Afghanistan” (“2013 

Eligibility Guidelines”) call into question any strategy that does not adequately take into ac-

count the continuing need of many Afghans for asylum. In recent years conditions have 

worsened and pressures increased for nearly all Afghans in Iran . They face higher bar-

riers to humanitarian aid and social services, arbitrary arrest and detention, and have 

little recourse when abused by government or private actors.  

 

This report—based on interviews with 90 Afghans with recent experience in Iran and dozens 

of Afghan officials and refugee and migrant policy experts—documents those deteriorating 

conditions. It concludes that Iran is falling short of its obligations to Afghan refugees and 

migrants under both Iranian and international law. Iran is failing to provide newly arriving 

asylum seekers access to protection because a functioning asylum system does not ex-

ist, and it is subjecting many Afghans to a range of rights abuses including arbitrary 

arrests and detention.  

 

Over the last 35 years, as Afghanistan has suffered repeated cycles of conflict, Iran’s 

policies for Afghan asylum seekers in Iran have changed dramatically. From 1979 to 

1992, the Iranian government automatically gave most Afghans entering Iran the right to 

remain indefinitely. From 1992 on, however, Iran began encouraging and pressuring Af-

ghans to return to Afghanistan through various measures including the implementation 

of onerous procedures for renewing refugee papers, refusal to register newly arriving 

Afghans as refugees, and, increasingly, denial of public services to recognized refugees.  

 

In the years immediately after the fall of the Taliban in 2001, a huge number of Afghans 

returned to Afghanistan from Iran and other countries, with an estimated 2.3 million peo-

ple returning in 2002 alone. While some Afghans enthusiastically returned to their home-

land, many others felt pressured to return by increasing hostility and abuse in both Iran 

and Pakistan. UNHCR reports that it has assisted almost 886,000 Afghan refugees in 

repatriating from Iran since 2002.  

 

In 2001, the Iranian government announced that it had sealed its border with Afghanistan 

and that it was “practically impossible [for Iran] to accept new refugees.” In 2002, Human 

Rights Watch documented the Iranian government’s refusal to register newly arriving 

Afghan asylum seekers, an approach that with a handful of exceptions – 16 in 2012 for 

example – continues to this day. Meanwhile, UNHCR documented a steady decline in the 

number of Afghans returning to Afghanistan beginning in 2008, a date that correlates with a 

significant decline in security in Afghanistan.  

 

In 2003, Iran introduced a new system known as “Amayesh” (Persian for “logistics” or 

“preparation”) to re-register all Afghan nationals then in Iran who had been granted res-

idency rights in Iran based simply on their Afghan nationality in the 1980s and 1990s. 

The vast majority of Afghans arriving in Iran since the registration exercise in 2003 have 

not been allowed to register for an Amayesh card.  

 

Since 2003, UNHCR has considered Amayesh card holders to be registered refugees. 

Although some Iranian officials have said Amayesh card holders cannot be considered 

refugees under Iranian law, others have specifically referred to card holders as refugees. 
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The Bureau of Alien and Foreign Immigrants’ Affairs treats Amayesh card holders as de 

facto refugees. 

 

UNHCR’s official recognition of Amayesh cardholders as refugees is important for vari-

ous reasons, including that it provides them with protection from termination of their 

refugee status by the Iranian government without good cause.  

 

In practice, Amayesh card-holders face an increasingly complex and bureaucratic pro-

cess with the Iranian authorities to retain their status, in which the smallest mistake can 

result in the permanent loss of refugee status. Amayesh card holders are regularly re-

quired to renew their cards. Since the original registration of several hundred thous and 

Afghans in 2003, there have been nine re-registration exercises with a different color 

card provided each time. The cards, which refugees must pay for, are generally valid for 

one year. When cards expire, the card holder is considered to be unlawfully present in 

Iran and may be deported. If a card holder fails to register for a new card as soon as the 

old card has expired, he or she becomes undocumented and is subject to deportation.  

 

Hurdles making it difficult to retain refugee status include frequent  re-registration re-

quirements, a lack of assistance to help understand procedures which particularly affect 

people with limited literacy, and onerous fees which many poor refugees cannot afford. 

Human Rights Watch has documented instances in which registered Afghan refugees 

have lost their refugee status because the Iranian authorities imposed difficult and un-

clear bureaucratic hurdles relating to retention of their status or because the authorities 

encouraged them to forfeit that status in exchange for other types of status that ulti-

mately gave them fewer rights or led to their deportation. [...] 

 

If Iranian authorities detect Afghans without Amayesh cards, those authorities can swiftly de-

port them without allowing them either a right to appeal or a means t o claim asylum. [...]  

 

Following the introduction of the Amayesh system, the proportion of newly arriving Afghans 

lodging refugee claims dropped drastically. Afghans arriving in Iran today have virtually no 

opportunity to lodge refugee claims. Afghan asylum seekers should be able to lodge 

claims with Iran’s BAFIA which operates under the Ministry of Interior and is charged 

under Iranian law with processing refugee claims. However, our research—in the ab-

sence of relevant, publically available official statis tics—indicates it is a practical im-

possibility for the vast majority of newly arriving Afghans to lodge refugee claims.  [...] 

 

Another problem is that Afghans being deported from Iran are given no opportunity to 

challenge their deportation, such as by explaining that they previously had refugee sta-

tus but lost it through no fault of their own, or that they were prevented from requesting 

asylum or protection. The Iranian government has also encouraged Amayesh card hold-

ers to give up their cards in return for a residency and work permit valid for one year, 

with a possibility to renew for at least another year. While it is within the Iranian govern-

ment’s prerogative to deport people who have relinquished their refugee status, it is not 

clear that refugees who have signed up to do this have been fully aware of the ramifica-

tions and have given their informed consent prior to agreeing to give up their refugee 

status. Given that Iranian authorities may decide not to renew the residency permits and 

deport the permit holders, this has grave implications for Afghans who continue to fear 

persecution in Afghanistan.  
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Iranian authorities have also sought to tighten their control of undocumented Afghans 

in Iran through a process in which Afghans are encouraged to register with the govern-

ment. After they register, they must acquire a passport (if they do not already have one), 

an Iranian residency visa, and a work visa if they wish to work. Although Iran is well 

within its right to register and track undocumented nationals, it is important to note that 

the process of acquiring the proper documents is both expensive and logistically diffi-

cult for many Afghans. More importantly, however, this regularization scheme, called the 

Comprehensive Regularization Plan (CRP), is no substitute for a system that would allow 

newly arriving Afghans to lodge refugee claims or to register directly for protection 

based on their nationality, as happened in 2003 with the one-off registration option under 

the Amayesh system. [...] 

 

In addition to barriers to claiming asylum, Afghan refugees, asylum seekers, and others 

lawfully present in Iran face severe restrictions on freedom of movement, as well as 

arbitrary limits on access to education, employment, Iranian citizenship, and marriage 

rights. All Afghans and other foreign nationals are subject to travel restrictions in many 

areas of the country, and documented Afghans are restricted to working in specific pro-

fessions, all of which are menial and many of which are dangerous. Afghan refugees are 

required to give up their refugee status prior to entering university and are barred from 

a variety of degree programs. Afghans without legal status face many difficulties in ob-

taining education for their children, with many children going uneducated or attend ing 

underground schools as a result. The Iranian government has made it difficult for many 

mixed Iranian/Afghan couples to marry, denies citizenship to Afghan husbands of Iranian 

women, and creates barriers to citizenship for the children of such couples . 

 

Finally, both documented and undocumented Afghans experience a range of abuses, and 

many who are deported also face police abuse, including violence, theft, unreasonable 

deportation fees, forced labor during detention prior to deportation, and poor condit ions 

in detention facilities. A particular concern is the lack of protection for unaccompanied 

migrant children in the deportation process . » Quelle: Human Rights Watch (HRW), Unwel-

comed guests: Iran's violation of Afghan refugee and migrant rights, 20 . November 2013, S.2-

10: www.hrw.org/sites/default/files/reports/iran1113_forUpload_0.pdf . 

 

 

Middle East Eye, 12. September 2017: 

 

« Yazd, a city of almost half-a-million people, is located in a remote desert location in central 

Iran. It is recognised as a World Heritage Site by UNESCO for its Zoroastrian heritage and 

earthen architecture. 

 

It also hosts thousands of Afghan refugees, who usually illegally live in the old town in 

abandoned houses made of mud and unbaked brick.  

 

Mainly employed as bricklayers, sewer workers and porters, they are commonly the tar-

get of insults from locals, some of whom have organised several unofficial protests 

against them during the last few years. 

 

http://www.hrw.org/sites/default/files/reports/iran1113_forUpload_0.pdf
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The walls of the city centre are repeatedly littered with graffiti against the presence of the 

refugees, each signed with the same autograph: “Citizen of the neighbourhood.”  

 

A neighbourhood mullah from an Afghan Hazara background says: “We can't  say that all the 

inhabitants of the city hate us. We share the same religious roots and have similar customs.  

 

“But we live in a context of discrimination and segregation which allows extremists to do 

whatever they want against us without any risk of being punished.” 

 

What happens in Yazd is not so different from what Afghan refugees face daily in every 

major Iranian urban centre. 

 

Nearly four decades after the start of the big exile, the country shelters around three million 

refugees amid its 80 million population. 

 

In May 2016, during a meeting with visiting Afghan President Ashraf Ghani in Tehran, Iran's 

leader Ayatollah Khamenei stressed that “unlike certain countries, such as the US and UK, the 

Islamic Republic of Iran has always treated the Afghan people with respect, brotherhood and 

hospitality”. 

 

False claims 

His declaration might be seen as a mockery by refugees born and raised in Iran. Unlike other 

minorities such as Kurds, Arabs or Balochi, Afghans can't obtain citizenship. Instead, 

they suffer an endless litany of discrimination which often pushes the younger genera-

tion to dream of reaching Europe and so turn to smugglers.  

 

A report by Human Rights Watch from 2013 said Iran had in recent years limited legal avenues 

for Afghans to claim refugee or other immigration status in the country, even as conditions in 

Afghanistan worsened.  

 

HRW added that the Iranian government had failed to take necessary steps to protect its Af-

ghan population from violence linked to rising anti -foreigner sentiment in the country, or to hold 

those responsible accountable.  

 

Being an Afghan refugee means you cannot own a car, a house, a bank account or a SIM 

card (unless through an Iranian third party). You cannot be an employer. You can be 

sacked at any moment. 

 

A school principal decides whether or not a child refugee gets a place in their following 

academic year only when all the Iranians have been enrolled.  

 

If an Afghan is stopped without documentation or residence permits, then they might be 

arrested and deported to areas of Afghanistan where there is a high and significant pres-

ence of the Islamic State group. 

 

Afghans may also end up being sent to fight with the Iranian Revolutionary Guards in 

Syria. Many refugees do this to protect that country’s “holy shrines”; also to secure a 

long-term residence permit or higher salary or bank account.  
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But even for those sent to the Syrian battlefield, many of these promises are never kept, 

reports say. 

 

Jafar, 43, is a builder who moved to Isfahan from Afghanistan when he was a little boy. Over 

dinner he tells us his story. 

 

“We are like aliens, strangers to both Iranians and people living in Afghanistan,” he says. “We 

live with the anxiety of being deported or arrested or simply beaten in the streets just because 

some policeman doesn't like our face.[...] 

 

“Being an Afghan child in Iran might be the biggest challenge in the world,” he says.  

 

“Some examples? You can't go swimming in some public pools - they will tell you that 

Afghans are dirty and pollute the water. At school, if you are lucky enough to have re-

ceived the authorization to attend, teachers will encourage other students to do better 

than you, as it's not acceptable that an Afghan gets higher grades.  

 

“Things will not change if you are so crazy as to go to university: you can choose what 

to study only from a small range of approved faculties.  

 

“Then you must gain all the needed documents. From where? Afghanistan, of course!” 

Returning to Afghanistan for a refugee can be extremely dangerous .  

 

"At the end, if you are so lucky to survive the Taliban, Daesh, warlords and corrupted officers, 

you can obtain a visa, come back to Iran and start your academic career.”  

[...] 

Finding the right smuggler to get out of Iran is tough. Afghans are not allowed to move from 

one city to another without special permits released by the local authorities . » Quelle: 

Middle East Eye, Afghans in Iran: No SIM card, no house, no rights, 12 . September 2017: 

www.middleeasteye.net/in-depth/features/apartheid-being-afghan-iran-2007076995. 

 

MoRR, 30. Juni 2018: 

 

« Historically, Afghans have always been on the move. More than 12 million, or more than one 

in three Afghans have been displaced internally or  abroad during the last four decades due to 

conflict, natural hazards, disasters and the resulting socio -economic challenges. 

 

Since 2002 over 7 million Afghans returned to Afghanistan including over 5.2 million assisted 

under UNHCR’s facilitated return program. In 2017 alone over 619,000 Afghans returned 

from the Islamic Republics of Iran and Pakistan. This includes  almost 60,000 registered 

refugees that returned from  Pakistan and Iran, 100,000 undocumented returnees from Paki-

stan, and over 450,000 undocumented returnees from the Islamic Republic of Iran.  [...] 

 

Based on the Ministry of Refugees and Repatriation report, there are currently over 

950,000 registered Afghan refugees with ‘Amayesh’ identification cards issued by the 

government of Iran living in Iran. 450,000 Afghan passport holders with Iranian and fi-

nally an estimated 1,000,000 million undocumented Afghans in Iran.  

 

http://www.middleeasteye.net/in-depth/features/apartheid-being-afghan-iran-2007076995
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According to IOM socio-economic surveys conducted in Afghanistan, the vast majority 

of the caseload (mainly undocumented returnees) from Iran is composed of single males 

(90-95 per cent), with families making up only about 5 per cent. Unlike returns from Pakistan, 

30-40 per cent of returnees from Iran are deportees. Although generally perceived as 

economic migrants, interviews with returnees and media reports have highlighted pro-

tection concerns for Afghans in detention or during their (often irregular) employment 

experience in Iran before their deportation to Afghanistan. IOM statistics indicated that 

as many as 90 per cent of Afghans returned from Iran because of the alleged police 

harassment, and 4 per cent due to lack of livelihood opportunities.[6]  

 

A particular group of concern among returnees from Iran are Unaccompanied Migrant 

Children (UMCs). Children as young as 12 years old up to 17 who are traveling without a 

guardian. Out of returnees from Iran assisted by IOM, UMCs make up the largest group 

amongst those with reported vulnerabilities. In 2016-17, IOM assisted over 8,000 UMCs at its 

Transit Centresin Herat and Nimroz. Further augmentation of specific protection assistance is 

necessary to ensure service provision to this population.  

 

The GoIRA, IOM and other humanitarian partners currently target families and vulnerable per-

sons such as single females, UMCs and emergency medica l cases or about 10 per cent of the 

Iranian undocumented returnee caseload for humanitarian assistance. However, as screening 

and registration services are scaled up this percentage is expected to grow to upwards of 20 

per cent. Based on the trends of the last five years, it is anticipated that over 400,000 

Afghans will return from Iran in 2018 , a population which is of growing interest to the inter-

national donor community given its perceived links with migratory flows to Europe.[...]  

 

Repatriation from Iran begins with de-registration at the BAFIA Office in the province 

where refugees have been registered. This coincides with receiving a temporary exit 

permit (Laissez-Passer), to which all Afghans are entitled if they have valid Amayesh 

cards/valid LPs or can otherwise prove registration. After that, refugees must approach 

UNHCR offices in Iran including the VRC in Soleimankhani, and the UNHCR office at 

Dogharoun to receive a VRF based on which they will receive the voluntary repatriation 

cash grant and other services available in the Encashment Centres in Afghanistan . » 

Quelle: Ministry of Refugees and Repatriation, Islamic Republic of Afghanistan, Return and 

Reintegration Response Plan - 2018, 30. Juni 2018, S.3-7, http://www.re-

fworld.org/pdfid/5b2a46f74.pdf. 

 

 

Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al., 21. Juli 2017: 

 

« Iran is the third country in the world with the highest number of registered refugees (1 million). 

The majority of refugees came from Afghanistan but their health status has never been 

comprehensively determined . UNHCR acknowledges that “refugee” or “migrant” have distinct 

and different meanings and “confusing them leads to problems for both populations”. They use 

“refugees” when people flee war or persecution across an international border and “migrants” 

when people move for reasons not included in the legal definition of a refugee. In compliance, 

this study refers to Afghan refugees as nationals of Afghanistan who left their country as a 

result of war or persecution; and, Afghan immigrants as those who choose to move not because 

of a direct threat of persecution or death, but mainly to improve their lives by finding work, or 

http://www.refworld.org/pdfid/5b2a46f74.pdf
http://www.refworld.org/pdfid/5b2a46f74.pdf
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in some cases for education, family reunion, or other reasons. These terms are used inter-

changeably in some of the reviewed literature which ineluctably has been reflected in this 

manuscript. Evaluating the health needs of this population and assess their access to health 

services are necessary for health policymakers to develop and adopt appropriate strategies. 

Increasingly, this has become a major public health concern. As such, a syst ematic review of 

relevant studies including the culture profile, and health access and risks are required to better 

assess and respond to issues of prevention, preparedness, response and recovery. […]  

 

Over the past decade under the so-called Amayesh record system, the Iranian authorities 

have only allowed Afghans who arrived before 2001 and those who have been in Iran for 

a long time to register in the system and obtain legal residence. Afghans who have ar-

rived after 2001 are now considered illegal immigrants. The latest registration (Amayesh 

XI) was completed in 2016 . 

 

Ninety-seven percent of Afghan refugees live in urban areas while 3% reside in settle-

ments and camps run by the assistance of the government, UNHCR and foreign NGOs. 

The Afghan immigrant population is relatively young in Iran with a median age of 31 

years. In compliance with the world trend, in 2015 less than half of the international 

immigrants in Iran were women (47%).1 One-third of immigrants (32.7%) resided in Teh-

ran, 13.3% in Khorasan Razavi (Mashhad), 11.7% in Isfahan, 9.3% in Sistan & Baluchistan, 

and the remainder in other provinces. 

 

A survey performed among registered Afghan employees in 2006, found that low educational 

attainments characterized the surveyed Afghan population. Thirty -one per cent of the 

population aged six and above in this sample were uneducated (women 36%, men 26%) 

and 50% had completed only primary or secondary school education. The average house-

hold size of Afghan population in Iran is 5.6 persons. About 80% of Afghans work in four 

sectors - manufacturing, construction, trade, and commerce. Less than 3% of the Afghan 

employees had written contracts and more than 99% of Afghan employees did not have 

any type of work-related insurance (accident, unemployment and reti rement insurance) 

and only 5% were entitled to paid annual or sick leave. The majority of households (83%) 

live in rented houses. The main reason for their immigration was escaping from war and 

insecurity. 

 

In 2013-2014, more than 350,000 Afghan refugee children were registered in Iranian schools,9 

while some 48,000 undocumented Afghan children were allowed to enroll for the first time in 

Iranian public schools in 2015. […]  

 

Access to Health Services 

 

Refugees have special health needs. Their fragile situat ion which arises from the experiences 

they had in their homeland and difficulties they may encounter in the host country put them at 

risk for developing mental and physical disorders. Improving the access to health services of 

this population not only is an essential human right but also has major benefits for the popula-

tion as a whole. 

 

There is scant of evidence in Iran regarding the use of health care services by Afghan 

immigrants and asylum seekers. According to a UNHCR report, during the past three 
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decades, Afghan refugees have had access to basic health care, education, and employ-

ment opportunities. However, the financial constraints and lack of international support 

has always been a main barrier for the government to comprehensively take necessary 

actions. In 2014, through a joint collaboration of a private insurance company, UNHCR 

and Ministry of Interior, more than 220,000 vulnerable Afghan refugees including 2000 

refugees with special diseases (Hemophilia, Thalassemia, Dialysis, Kidney Transplant 

and Multiple Sclerosis) were provided insurance services. The Government and UNHCR 

also provided primary health care in 15 settlements, camps and 29 urban locations.  

 

In addition, since 2016, Iran has started to enroll all registered Afghan refugees (more 

than 950,000) under Public Health Insurance. The refugees will benefit from a health in-

surance package for hospitalization identical to the scheme available to Iranian  nation-

als. The insurance covers entire treatment expenses for people with special diseases 

and vulnerable groups (families who have patients with incurable disease or men-

tal/physical disabilities, children of Iranian widows who married Afghan nationals, f e-

male-headed households, families who have nine or more children, poor people, the 

households whose their head is not able to work due to the medical conditions or disa-

bility, Afghan nationals who married Iranian women, the head of households with 65 or 

more years old, unmarried men and women with more than 75 and 18 years old). As of 

October 2016, more than 250,000 foreign nationals have been covered under this insur-

ance. The initiative took place when a tripartite memorandum of understanding was signed 

between Ministry of Labor, Ministry of Health and Ministry of Interior in 2015. The beneficiaries 

of this scheme provide a contribution to the funding; however the Government of Iran 

covers half of the real monthly costs of the insurance premium . This is further comple-

mented by a UNHCR contribution of 8.3 million USD for this six month period by primarily 

focusing on vulnerable refugees. 

 

In 2008, the Executive Director of the United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) and 

the Deputy Secretary General of the Islamic Republic of Iran's Drug Control Headquarters 

signed an agreement to provide HIV prevention and care services to Afghan refugees and 

female drug users in Iran. These services were launched through funding from the Government 

of the Netherlands. 

 

However, the situation of unregistered Afghans remains unclear. Basically, undocu-

mented Afghans cannot register for health insurance and therefore have limited access 

to the public health service. According to an independent body’s report unregistered 

Afghans are able to obtain treatment at private health institutions, but they must pay for 

the treatment from private funds. They can also benefit from the free health services 

provided by some NGOs and charities or on an individual basis.  

 

Barriers to Access to Health Services 

 

The illegal status of almost 1.5 million Afghan immigrants prevents them to access to 

health insurance and consequently limits their access to health services. This situation 

gets worse considering a large number of illegal afghan immigrants work in hard and 

hazardous jobs such as the construction sector where the risk of injuries is relatively 

high. Additionally, more than 99% of Afghan employees do not have any type of work -

related insurance. 
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In a literature-review study conducted in 2015, the authors categorized the barriers to health 

care for undocumented immigrants in three levels: the problems that exist in laws and 

policies of destination countries including limitations to access and type of health care, 

the barriers within health system that included bureaucratic obstacles including paper-

work and registration systems and finally the hindrance that exists at the individual level 

focused on the immigrant’s fear of deportation, stigma, and lack of capital (both social 

and financial) to obtain services.  

 

A large number of Afghan refugees and immigrants in need of health care in Iran are among 

poor and economically vulnerable groups. Many refugees and immigrants struggle to find work 

and often take jobs with low wages. According to one survey, Iranian workers benefit from 

10-23% higher wages compared to Afghans . This inability to pay and lack of a compre-

hensive health insurance have led to the late self -referral of immigrants/refugees to 

health care services when the disease is in advanced stages. In one study completed 

among Afghan refugees to detect their common kidney diseases, it was found that due to the 

cost of medical visits or medications, the most common health referral for Afghans was end -

stage renal disease (ESRD). Language barriers and lack of communication are mentioned by 

several studies as the main obstacles to refugee health care access worldwide, is not the case 

for Afghan immigrants in Iran. [...]  

 

Unfortunately, there is a gap between evidence and policies in Iran . The government has 

not yet formulated a comprehensive policy to address the different health risks and 

needs of the immigrants. Considering the health and financial burden of immigrants on the 

host country, exclusion of immigrants from health services is  not a wise approach both in terms 

of public health as well as human rights. Although the current initiative of the government to 

provide health insurance for registered Afghans was a big step forward, the plan has some 

major deficiencies. Firstly, the way to deal with the health needs of 1.5 million unregistered 

Afghan is still under question. This gains importance knowing that immigrants whose legal 

situations has not yet determined are significantly at higher risks of contracting disease and in 

developing mental health problems due to their living situations. Secondly, the plan entails the 

financial support of external donors which has always been a controversial issue.  

 

As a part of the implemented policies, the Iranian government has put much attention on re-

patriation policies. From 2002 to 2014, the number of Afghan refugees who returned to 

their homeland voluntarily was 920,161.  However, repatriation should not be considered as 

a single policy. Given the complex process of migration and its health cons ideration at multiple 

phases (pre-departure, travel, Destination, Interception and return phases), dealing with this 

problem needs a long-term, multi-sectorial approach (collaboration between government, in-

tergovernmental organizations and civil society).  

 

Currently by the joint initiative of Afghanistan, Iran, Pakistan and UNHCR, a Solution Strategy 

for Afghan Refugees (SSAR) was developed to find and implement a comprehensive solution 

for Afghan refugees in the region. The SSAR also seeks to improve acces s to health services 

and support from the Iranian government to this end by contribution of several partners such 

as governmental and international organizations, NGOs and civil society. Failing to address to 

the situation of undocumented immigrants, SSAR encompasses the same flaws as govern-

ment’s insurance plan. In addition, the health solution strategies are relatively scant compared 

to those that addressed the education and skill training of refugees.  
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Given the significant threats posed by limits on illegal immigrants’ access to Iranian health 

system, formulation of a comprehensive and uniform strategy addressing health care needs of 

illegal immigrants is necessary. The current approach of the government is ignoring the prob-

lem of huge number of illegal immigrants which as stated above is not a wise approach.  

 

The government should be persuaded to change its current legislation on illegal migration. As 

a part of this policy, it is recommended to extend the time needed for accepting the legal status 

of refugees (currently the refugees who came before 2001 are allowed to apply for legal au-

thorization). In this context, the existence of strong civil society and NGOs to push the govern-

ment to change its approach is crucial.  » Quelle: Nasim Sadat Hosseini Divkolaye et al., The 

Enduring Health Challenges of Afghan Immigrants and Refugees in Iran: A Systematic Review, 

21. Juli 2017: www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5554007/ . 

 

NRC, Januar 2017: 

« The Islamic Republic of Iran has been hosting Afghan refugees for close to four decades. 

Many Afghan children residing in the country have faced challenges and barriers to access the 

Iranian education system. The Iranian Government estimates that around 1.5 to 2 million un-

documented Afghans reside in the country. Although their stay in the country is considered 

illegal by the Iranian Government, many families are largely tolerated. Following a decree by 

the Iranian Supreme Leader in May 2015, which indicated that all Afghan children should 

have access to public education regardless of their legal status, the Government has 

started the gradual registration of undocumented children. As a result of the decree, 

some 48,000 new children were enrolled in school during the past academic year.  [...] 

On May 17, 2015, the Iranian Supreme Leader’s decree was made public, indicating that: “No 

Afghan child, even those who illegally live in Iran without documentation, should be deprived 

of education. They should all be enrolled in Iranian schools.” [...]  

In 2015 and after the Supreme Leader’s decree, a five -day deadline was announced for 

undocumented Afghan children to obtain their “blue cards” and/or introduction letters 

issued by Kefalat offices (public service offices operating under the supervision of 

BAFIA). Later, undocumented children were introduced to healthcare centres for immun-

ization, screening, and vaccination. 

In a later move, BAFIA published an internal directive clarifying that all undocumented 

Afghans whose children are enrolled in school are safe from deportation. Based on fig-

ures reported by the MoE, 360,000 Afghan children were studying in Iran’s primary and 

secondary schools during the 2015-2016 academic year. After the Supreme Leader’s de-

cree, an estimated 48,000 undocumented children gained access to public schools, 

which makes for a total of 408,000 students. 

The Supreme Leader’s decree (supported in practice with the 2016 directive) removes 

theoretically all legal barriers to Afghan children’s right to education. Prior to that, the 

relevant laws did not officially recognize the right as such, and in some instances hindered its 

realization; in particular, when considering undocumented Afghan children. This new legal 

situation provides opportunities and legal backing for the realization of the right to safe 

and affordable schooling for Afghan Children, regardless of documentation status. How-

ever, some non-legal barriers (political, administrative, economical, physical) do remain, 

http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5554007/
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which obstruct the full and effective realization of this right across Iran.  These barriers 

are briefly studied in the following sections.  

Political and education policy barriers:  

 All government institutions in the Islamic Republic of Iran are obliged to enact the 

Supreme Leader’s decree, however, in the months between the Supreme Leader’s de-

cree (2015) and the ratification of the new directive (2016), many governmental bodies 

still cited the directive passed in 2004. 

 The current directives from the decree have not being fully understood by the imple-

menters at provincial and schools level.  

 Discrepancies in the roll-out and in implementation of the directive depending of the 

provinces -in Kerman for instance, the BAFIA issued a specific provincial circular stat-

ing that Afghan families must pay “contribution fees” to access primary public educa-

tion. 

 Lack of information about the enrolment process in public schools, especially the en-

rolment’s limited timeframe (5 days in July 2016) and administrative requirements.  

Financial and socioeconomic barriers: 

Major barriers are of financial nature, on one hand the MoE has not the budget to cover all 

public schools running costs, on the other hand vulnerable Afghan families cannot afford the 

cost related to accessing public education (e.g. insurance; uniforms; contribution to school 

cost; health tests; etc.) 

Limited MoE budget 

 The Budget for the MoE in the current Persian calendar year (2016-2017) was approx-

imately 28 trillion Toman (roughly $7b).  

 According to the MoE, 99% of its budge t is used to pay staff’ salaries.  

 The remaining 1% is spent on other expenditures, including per capita student costs.  

 Average per capita costs for each student (Iranian/non-Iranian) in government schools 

is between 2 to 2.2 million Toman (approximately $500) per year. 

 Given the number of foreign students in the 2016-2017 school year, i.e. more than 

400,000, the schooling of Afghan students costs about 850 billion Toman 

($212,500,000) per year9; 

 In order to compensate the MoE’s budget deficit, school “contr ibution” fees are re-

quested from all students, including Afghans. 

Afghan students’ challenges  

 Transportation cost 
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 School “contribution” fees  

 Books and uniforms Afghans are required to get to enrol in schools  

 Child labourers who cannot adapt their working hours to attend school. 

Physical barriers: 

 MoE schools lack of intake capacity to enrol additional Afghan children.  

 High number of overaged Afghan children who cannot directly be enrolled in public 

schools. 

 No access to pre-school for Afghan children, leading in major gaps in cognitive skills 

between Iranian and Afghan children.  

 

Legal and protection issues: 

 Lack of information for undocumented Afghan families about the possibility for them to 

enrol their children and the procedure to do so. 

 Lack of civil documentation such as tazkera or inaccurate documentations such as 

expired visas (e.g. children from mixed marriages).  

 Early marriages of Afghan girls.  

Education system barriers: 

 Lack of access to technical and vocational trainings in secondary schools.  

 Lack of homework support for Afghan children especially in families with illiterate par-

ents. 

 Lack of access to professional social workers in school who are familiar with Afghan 

community culture and tradit ions. 

 Iranian teachers have no sufficient training to deal with education and psycho social 

needs of Afghan children. » Quelle: Norwegien Refugee Council (NRC), Afghan Chil-

dren’s Access to Education in Iran - What happened after the Supreme Leader’s De-

cree?, Januar 2017, S.1-5: https://d3gxp3iknbs7bs.cloudfront.net/attach-

ments/e821bf7c-2036-470d-8ee0-9325f4cd9634.pdf. 

 

Refugees Deeply, 7. Juli 2018: 

 

« As doors close to Afghan refugees around the globe, 1 million Afghan children face an 

uncertain future in Iran. Some have rights and public sympathy, others face deportation 

and discrimination, reports Fariba Nawa in this photo essay with an Iranian photographer.[...] 

https://d3gxp3iknbs7bs.cloudfront.net/attachments/e821bf7c-2036-470d-8ee0-9325f4cd9634.pdf
https://d3gxp3iknbs7bs.cloudfront.net/attachments/e821bf7c-2036-470d-8ee0-9325f4cd9634.pdf
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Iran and Afghanistan share a 582-mile (937km) border, a common language in Farsi and plenty 

of cultural similarities. Many Afghans have lived as refugees in Iran for up to four decades as 

Afghanistan’s wars rage on. Iran has opened up services like health and education to ref-

ugees, but many Afghans still face racism and discrimination. Without citizenship, which 

can only be passed through Iranian fathers, they live a precarious existence . 

 

Many older Afghans, having survived war, poverty and injustice, have pinned their hopes on a 

better future for their children. This future often depends on their parents’ socioeconomic class, 

longevity in Iran and ability to navigate Iranian laws and bureaucracy.  

 

About 1 million Afghans in Iran have residency permits that must be renewed annually 

for a small fee. The card gives them the right to stay in Iran, as well as free education 

for their children and subsidized health insurance. They can work in specific fields – but 

not the civil service – and have limited rights to own property . 

 

Iran officially stopped distributing residency cards to new refugees in 2007. Approxi-

mately 2 million Afghans live in Iran without papers, at risk of deportation and exploita-

tion. However, since 2015, Iran has also given undocumented refugees the right to an 

education. This school year, 77,000 undocumented Afghan children registered for 

school, according to the United Nations refugee agency.  

 

Finding loopholes and Iranian allies who’ll put a house or business in thei r name are the only 

ways to build a life in Iran, said one Afghan businessman in Mashad, who requested anonymity 

because he fears arrest or deportation for speaking to the press. He has lived in the city for 22 

years, has Iranian residency and owns a business and a home – but they’re in the name of 

Iranian friends, to whom he gives a share of his profits.  

 

“You have to play the system for your children to get an education. I’ve stood in lines, paid 

bribes, filled out dozens of documents and begged teachers and principals so that my kids 

could be enrolled in a government school,” said the father of four.  

 

His two eldest daughters married Afghan men in Europe and the United States and he said 

he’s working hard for his 15-year-old son and 10-year-old daughter to become educated Af-

ghans in Iran. 

 

“No matter how much money we have, our lives are valued less here. Without citizenship 

rights, doors to opportunity are closed . That’s why so many Afghans are heading to Turkey.”  

 

But the doors to Afghan refugees are closing across the globe. Despite rising violence in Af-

ghanistan, fewer Afghans are being granted asylum in Europe. At least 242,500 Afghans have 

returned home from Iran this year and 12,200 left Pakistan, many under pressure from 

authorities. Nearly 30,000 Afghans crossed into Turkey from Iran earlier this year, but at least 

7,000 were later deported to Afghanistan. 

 

“Afghans are being told to go back to their country. Where are they going to go? The world 

believes the war is over in Afghanistan. It’s not. The world needs to understand we can’t send 

children to a country to be killed,” said Saeed Hasanzadeh, an Istanbul -based Iranian youth 

activist who used to work with an Iranian NGO that supports Afghan refugee children.  
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Iranian officials have said they should be lauded for their management of such a large refugee 

population for four decades despite their ailing economy. Even former supporters of the Iranian 

government have demonstrated against unemployment and corruption in the last year.  

 

Aid workers say that Iran has invested much more in Afghan refugees, with much less interna-

tional aid, than other host countries. Yet while Afghan children now have better schooling and 

healthcare, others have been deported or recruited to fight in Syria.  

 

In the capital Tehran, Afghan children may go to school but some also work alongside their 

parents in construction, agriculture, garbage collection and carpet -weaving. Official statistics 

are unavailable but on the streets of Tehran, Afghan children are visibly working on  almost 

every major thoroughfare. 

 

“Parents need money to feed their kids, and that’s why they’ll send their kids to work instead 

of school. In some families, all four or five children have to work to make ends meet,” said 

Hasanzadeh, the Iranian activist.  Afghan children working in the black market are often 

exposed to physical and sexual abuse, drug addiction and deportation, he said . 

 

Iran’s Bureau for Aliens and Foreign Immigrants’ Affairs, the government agency that handles 

refugee issues, declined to comment over the phone on Iranian refugee policy. United Nations 

agencies and foreign aid organizations are hesitant to speak to the press, fearing repercus-

sions from the Iranian government. Foreign aid agencies work under close government super-

vision. 

 

Dawood Alizada, Neda’s distraught father, is trying to move on for the sake of his other children 

– four boys and two girls, all under the age of 10. The family of 10 fled Farah province in 

western Afghanistan four years ago because of clashes between insurg ents and the govern-

ment. 

 

Alizada said his wife Razia is suffering from memory loss after the killing of her daughter. 

Neda’s younger sister demands that the family dig up her body and brings her home. Alizada, 

the family breadwinner, bursts into tears when he goes to work digging water wells.  

 

Only two of their boys go to Iranian government-funded schools for refugees. The family is in 

debt and struggling. The Afghan consulate in Iran gave them $500 after the funeral, but they 

still don’t have enough money  to relocate to another city. Alizada fears that if the killer is 

hanged, his family might retaliate against them.  

 

“We want justice, but that could cost us our safety here. Our lives aren’t worth the same as an 

Iranian’s,” he said. » Quelle: Refugees Deeply, The Precarious Lives of Afghan Children in 

Iran, 7. Juli 2018: www.newsdeeply.com/refugees/articles/2018/06/07/the-precarious-lives-of-

afghan-children-in-iran 

 

Refugees Deeply, 27. Juli 2017: 

 

« Iran has been lauded for providing free healthcare or subsidized insurance to many Afghan 

refugees. Yet some 2 million undocumented Afghans have no such benefits and live in 

fear of debt and deportation. 

http://www.newsdeeply.com/refugees/articles/2018/06/07/the-precarious-lives-of-afghan-children-in-iran
http://www.newsdeeply.com/refugees/articles/2018/06/07/the-precarious-lives-of-afghan-children-in-iran
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It was Shaghayegh Amiry’s first pregnancy. She was swollen and uncomfortable but, more 

urgently, she was struggling to pay her medical bills.  

 

Born in Tehran 28 years ago, Amiry is an undocumented Afghan refugee in Iran, the daughter 

of Afghans who fled war in the country. Amiry said she used to have a legal residency card, 

but a computer glitch in the Iranian system erased her name about 14 years ago. Now, like an 

estimated 2 million other undocumented refugees in Iran, Amiry has no access to benefits.  

 

Those benefits include the government-subsidized health insurance, Salamat, which Iran 

made available to Afghans more than a year ago. For about $12 a year, Afghan refugees 

with an “Amayesh” residency card – Iran’s registration system for Afghan nationals – 

get a big break on their medical bills.  

 

About 110,000 Afghans who are in the greatest need, including widowed women, seniors 

and the disabled, receive free healthcare from the government, with financial support 

from the U.N. High Commissioner for Refugees (UNHCR).  

 

Better-off Afghans who are able to pay the annual fee have access to public hospitals 

and private health institutions that accept Salamat insurance.  

 

For pregnant women, this insurance covers the cost of monthly checkups, supplements 

and delivery, but some patients have had to pay extra for ultrasound or blood tests in 

full. 

 

In Debt and Afraid 

 

One aid worker in Tehran who did not want her name published said that undocumented 

Afghans are scared to go to hospitals. Even pregnant women are technically liable for 

deportation if they don’t have documents.  

 

“Those without registration are afraid that accessing medical services may have reper-

cussions with the government,”  the aid worker said. 

 

Even registered refugees struggle to pay $12 a year for each member of the family , who 

must all be covered under the insurance, she said. “It’s a substantial investment for Afghan 

households.” 

 

“We’ve had the experience of working with Afghan refugees for 40 years, and there was a dire 

need for help with maternal health, sanitation and illnesses among these refugees,” said Mo-

hammad Ali Salehi, the deputy director of Iran’s Bureau for Aliens and Foreign Immigrants’ 

Affairs. “Many women used to give birth at home, and now they have doctors and hospitals 

available to them,” he said, referring to registered refugees who now have access to insurance.  

 

The UNHCR praised Iran in March for its “exemplary” efforts to provide services to Afgha ns 

and Iraqis. But only about 950,000 Afghans are legal in Iran . The majority, like Amiry, have 

learned to live on the margins. Undocumented expecting mothers usually borrow money 

from relatives or friends to cover healthcare costs, or they give birth at home with the 

help of midwives. 
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Dozens of Afghan women, who generally have more children than Iranian women, have died 

from childbirth in Iran in the last 10 years, according to health experts in Tehran.  

 

Tens of thousands of Afghans have crossed into Turkey and taken boats to Greece in recent 

years – more than 42,000 Afghans made the risky Mediterranean voyage in 2016. Meanwhile, 

Iran has stepped up deportation of undocumented Afghans, aiming to return 600,000 

people to Afghanistan this year . 

 

Every few years since the wars in Afghanistan began in 1978, Iran has allowed undocu-

mented Afghans to apply for residency, but there is a severe backlog in applications . 

Amiry said she has tried to reapply for her residency card, putting her name on the long waitlist 

of undocumented refugees. Priority is given to refugees whose spouses have cards or are 

Iranian. Fortunately, Amiry’s Afghan husband is documented and has applied for his wife and 

newborn son to become legal.  

 

Whether registered or not, Afghans living in Iran face abuse and discrimination, includ-

ing police harassment and racial slurs, particularly against ethnic Hazara Afghans who 

look different to most Iranians. Several Afghans interviewed for this article declined to 

give their names citing fear of the Iranian government. 

 

In 2013, Human Rights Watch published a report detailing the lack of a functioning asylum 

system in Iran and abuses of refugees, including arbitrary detention.  

 

“We faced considerable pressure from UNHCR over this report, including them urging us not 

to write it at all,” said Heather Barr, a Human Rights Watch researcher and the co -author of 

the report. She believes the U.N.and other aid organizations are careful not to criticize Iran out 

of fear of running afoul of the government and being prevented from continuing their work with 

refugees. The UNHCR was not available for comment by the time of this article’s publication.  

 

A Little Dignity 

 

Despite deportations and harassment, Iran’s official refugee policies in the past few years have 

been widely praised and have made life a little more bearable for the refugees that do benefit 

from them. 

 

In 2015, Iran’s Supreme Leader Ali Khamenei made a historic announcement that every 

Afghan child, with or without residency, had the right to an educat ion. About 15,000 new 

classrooms were built to house excited Afghan children in public schools. Soon after, 

the government made health insurance accessible to refugees.  

 

Some analysts see a political motive behind Iran’s policies. The country shares a 1,00 0-mile 

(1,609-km) border with Afghanistan, where Afghans cross daily both illegally and legally, and 

has a long-running dispute with their neighbor over use of water resources. “These incentives 

were meant to encourage an exchange: Iran gives Afghan refugees rights with the expectation 

that Afghanistan should give Iran access to waters from its rivers,” a former Afghan government 

representative in Iran said. 

 

Whatever the motive, these benefits are a lifeline for many Afghans.  
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Zahra Dil is six months pregnant with her third child, 11 years after her last child was born. 

She’s an Afghan homemaker and her husband has worked construction jobs for the last 16 

years they’ve been in Iran. The family barely ekes out a living with his fluctuating income, but 

they do have residency cards. 

 

Dil, 37, said the government gave her free birth control, an intrauterine device or IUD. They 

could only afford two children, but she became pregnant during the two -month waiting period 

when she removed her IUD. Unplanned pregnancies are especially difficult in a country in 

which abortion is illegal unless a doctor says the mother is in medical danger without it.  

 

The couple were worried about delivery expenses so they borrowed money to buy insurance. 

Even with the insurance, Dil, a diabetic, said the fees for the blood tests and ultrasounds are 

sending them into deeper debt. It’s costing Dil and her husband more money to have their third 

baby than their firstborn 16 years ago because of inflation, which has topped 10 percent for 

most of the past three decades in Iran. 

 

Still, Dil said she’s grateful for the financial discount the insurance gives Afghan families. Since 

Khamenei’s declaration about Afghans in 2015, Dil said she has noticed a difference in Iranian 

attitudes toward Afghans in her daily life. 

 

“They’re doing more for us. They have accepted the kids in school. They have finally accepted 

that we’re a part of this country because we have nowhere else to go,” said Dil, speaking from 

a relative’s house where she has access to the internet, which she can’t afford on her phone.  

 

“There are Iranians who are ignorant and they treat us badly, but those who know our troubles 

treat us with respect and dignity.” » Quelle: Refugees Deeply, Pregnant Afghans Grapple with 

Iran’s ‘Exemplary’  Refugee Healthcare, 27. Juli 2017: www.newsdeeply.com/refugees/artic-

les/2017/07/27/pregnant-afghans-grapple-with-irans-exemplary-refugee-healthcare. 

 

 

Salaam Times, 15. September 2017: 

 

« Iran is sending Afghan refugees to fight in the Syrian war in return for money and a 

promise of an Iranian residency permit, say some refugees who have returned to Afghan-

istan from Iran. 

 

Mohammad Ali, 25, returned home to Afghanistan last year after fighting in Syria.  

 

"Two years ago, I went to Iran because of unemployment," he told Salaam Times. "I was intro-

duced to an Iranian man whose help I sought in finding work. He introduced me to the [Islamic] 

Revolutionary Guards [Corps] (IRGC) so that I could fight in the Syrian war. I could earn 

a living and live in Iran legally ." 

 

An IRGC commander -- whose name Ali could not recall -- encouraged him to go to war in 

return for a monthly income equal to 54,000 AFN ($787), as well as a promise of perma-

nent residency and housing from the Iranian government.  

 

Ali said he accepted the offer since at the time he saw no better options. After hearing about 

http://www.newsdeeply.com/refugees/articles/2017/07/27/pregnant-afghans-grapple-with-irans-exemplary-refugee-healthcare
http://www.newsdeeply.com/refugees/articles/2017/07/27/pregnant-afghans-grapple-with-irans-exemplary-refugee-healthcare
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the deaths of four of his Afghan companions in Damascus, however, Ali said he no longer 

wanted to receive Iranian residency or keep fighting in Syria. Instead, he returned to Afghani-

stan. 

 

"They deploy Afghan nationals on the front line, even though they lack combat training," he 

said, adding, "This is the reason why many Afghans have been killed in Syria."  

 

Notably, Ali Jafari, an Afghan commander of the Fatemiyoun Brigade, an Iran -backed Afghan 

militia, was reported killed in Syria in July.  

 

Brothers lost in Syria 

 

Another Afghan citizen, who requested anonymity, told Salaam Times that after two years of 

unsuccessful job searching in Kabul, his brother went to Iran in search of employment. Once 

his brother was in Iran, the government sent him to fight in the Syrian war, said the Afghan.  

 

His brother, 38, has four children and he went to fight in Syria "out of ultimate desperation", 

he said, adding that his brother has sent his family some money.  

 

"Neither my brother, nor his wife, nor we wanted him to go fight in Syria," he said. "Now we 

are constantly worried about the possibility of him getting killed in war, leaving his children 

fatherless." 

 

Kabul resident Mohammad Reza, 20, said it has been three years since he last heard from his 

35-year-old brother, who used to work in Iran. 

 

"Last time I spoke with him was three years ago, at which time he said that he was going to 

fight in Syria for a short time," Reza told Salaam Times. "He also said that he was planning to 

take the entire family with him to Iran once he returned from war. Since then, however, n o one 

has heard of him." 

 

Reza said his family is sick with worry and sorrow over the absence of his brother, fearing the 

worst -- that he was killed in the Syrian war or captured by insurgents.  

 

'Mercilessly taking advantage' 

 

Figures vary on the number of Afghans living in Iran. According to the UN High Commis-

sioner for Refugees (UNHCR), 951,142 registered Afghan citizens were living in Iran as 

of February 2016. Although some Afghan refugees have fled violence and insecurity at  home 

in recent years, most were born and raised in Iran since the Saur Revolution in April 1978.  

 

The Iranian Ministry of Interior in 2015 said the number of Afghans living in Iran could 

be as high as 2.5 million, comprised of refugees counted by the UNHCR, Iranian visa 

holders and those who entered the country illegally . 

 

The Fatemiyoun Brigade has about 20,000 fighters, according to Iranian media , and has 

suffered the largest losses among the various IRGC-backed militias fighting in Syria, according 

to other media reports. 
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However, there are no official or precise statistics on the number of Afghan citizens fighting in 

Syria or the number of Afghan casualties. 

 

The Afghan nationals who make up the Fatemiyoun Brigade are sent to the front line, 

where, according to military observers, they rapidly become cannon fodder because they 

lack training. 

 

"Iran is mercilessly taking advantage of refugees who go to work in that country, sending them 

over to fight in the war," Gen. (ret.) Atiqullah Amarkhil, a former  Afghan army commander living 

in Kabul, told Salaam Times. 

 

'Abyss of death' 

 

Iran is attempting to create sectarian strife in the region, said Ghulam Rasul, a law student at 

Kabul University. 

 

"From time to time, the Iranian government threatens our government by issuing a warning to 

deport Afghan refugees from Iran," he told Salaam Times. "At other times, it takes advantage 

of our people's desperation and sends them to the abyss of death."  

 

In the long term, Iran sending Afghans to fight in Syria will create strife and animosity among 

followers of various sects in Afghanistan and will cause Afghans to become enemies of the 

Syrian people, he said. 

Another negative impact of Iran's meddling in the region is that these Afghans -- if they are not 

killed in war -- will return home knowing nothing but war and fighting, Amarkhil said, adding 

that their future prospects will be slim as the Afghan army will not take untrained fighters.  

 

"People are accepted in the army only after passing multiple screenings," said G en. Dawlat 

Waziri, a spokesman for the Afghan Defence Ministry, without commenting about Iran sending 

Afghan refugees to fight in the Syrian war.  » Quelle: Salaam Times, Afghan refugees sent to 

Syria war speak out against Iran, 15. September 2017: http://afghanistan.asia-

news.com/en_GB/articles/cnmi_st/features/2017/09/15/feature -01. 

 

Swedish Migration Agency, 10. April 2018: 

 

« The Islamic Republic of Iran has for decades been a host country for an Afghan refugee 

population. Today, Iran is hosting approximately 950 000 Afghan refugees with assistance from 

UNHCR. These refugees are holders of amayesh-cards, granting them legal residency 

and basic social services in Iran. In addition to this registered group, there is a signifi-

cant number of Afghan citizens residing and working illegally in the country. Further-

more, there are also around 620 000 Afghan citizens in Iran holding temporary permits, 

like work or student visas, for their stay in the country.  

 

The main focus of the Iranian government has for many years been the voluntary return 

of the registered Afghans, but in recent years there has been a shift in their practical 

stance. There have been new progressive developments for the Afghan population living 

in Iran enabling them to become better prepared for future repatriation as well as better 

equipped for contribution to the Iranian society while living there.  

http://afghanistan.asia-news.com/en_GB/articles/cnmi_st/features/2017/09/15/feature-01
http://afghanistan.asia-news.com/en_GB/articles/cnmi_st/features/2017/09/15/feature-01
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This practical shift has partly been brought about by realities on the ground in Afghanistan as 

the precarious security situation there means that there is currently no sustainable return for 

all the Afghans from Iran. The positive developments for Afghans in Iran does not only 

include the amayesh registered population but also Afghans residing illegally in the 

country. Since an educational decree was issued by the Supreme Leader in Iran in 2015 all 

Afghan children in the country have the right to free basic education. Fur thermore, in 2017 the 

government initiated a headcount exercise that by mid-September had covered around 

800 000 illegal residents in the country, most of them Afghans. Participating in the head-

count implies the possibility of being protected from deportat ion for the time being. No 

one knows the end state yet of this headcount exercise, but it may eventually open up 

for the head counted to get their stay in Iran regularized through temporary visas, as 

was the case with a previous programme launched in 2010 called the Comprehensive 

Regularization Plan. 

 

Even though there have been progressive developments for Afghans in Iran during recent 

years, there are still plenty of hardships faced by many of the Afghans living in the coun-

try. Afghans are still subjected to a number of restrictions in areas like work, higher 

education, ownership of property and freedom of movement. It also remains a fact, that 

in spite of the headcount and other positive developments for the unregistered Afghans, 

a huge number of Afghans are still being deported from Iran every year.   

 

These hardships faced by Afghans in Iran as well as the uncertainty regarding the future both 

in Iran and in the homeland still generates secondary movements of Afghans towards Europe, 

especially among the least integrated Afghans in Iran, although the number has decreased 

since the great migration wave in 2015. » Quelle:  Swedish Migration Agency, Lifosrapport: 

Afghaner i Iran (version 3.0). 10. April 2018, S.4:  

www.ecoi.net/en/file/local/1430782/1788_1524738296_1004.pdf . 

 

 

Tehran Times, 28. Mai 2018: 

 

« Speaking to a few reporters, Turk said Iran has done an exemplary job integrating Afghan 

refugees into its society and educational system. Turk was in Tehran to hold talks with author-

ities including deputy foreign minister and deputy interior minister ov er the matter of refugees 

in Iran. [...] 

At the moment, we have about 970,000 refugees with Amayesh cards, mostly Afghans, 

but there are also two million undocumented Afghans. We don’t know exactly their num-

ber. It could be 1.5 to 2 million, based on the head count by Iranian authorities. 

 

It is also important to bear in mind what Iran has been doing. First of all, they have 

allowed over 400,000 school-aged refugee children to have access to the national edu-

cation system, including primary, secondary and tertiary education. They have also al-

lowed access to services like healthcare insurance to Afghans, mostly the vulnerable 

ones. It has been important for us to feed the observation from Iran back into the global 

process. 

 

The purpose of discussions taking place now is about responsibility sharing because refugees 

are an issue of international concern and we need to realize that it is not just a few host 

http://www.ecoi.net/en/file/local/1430782/1788_1524738296_1004.pdf
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countries doing it all like Jordan, Iran, Turkey and Pakistan. It really involves every member 

state of the UN. We want to bring the message back from the major host countries what it 

means to host refuses for many years. 

 

The floor was then open to questions and answers and below are some of them:  

 

Q. What was the nature of your discussions with Iranian offici als? 

 

A. The discussions were about the global compact on refugees. It was very constructive to see 

Iran’s experience in this context. In some situations in a country you have a parallel system. 

You have a camp based system where refugees are almost warehoused and they have no 

integration into the housing system and education. For years, however, Iran has practiced 

an inclusive approach, because it has recognized that it doesn’t help the manage mainte-

nance in camps, which is happening in most countries in the world. However, they need 

support and it is important for us to voice that and have their voice heard. Because of this 

global debate, we hope to create more awareness about global refugees in Iran and draw more 

support to Iran.[...] 

 

So a couple of years ago we launched together with the Afghan, Iranian and Pakistani 

governments a solution strategy for Afghan refugees. As a result of this global debate, 

we hope to revitalize that. We are also aware that the security situation in Afghanistan 

has not necessarily improved. We have seen a deterioration in security there which is 

why the example of Iran is such an important one. It is almost like investment in the 

Afghan refugee population, which serves the interest of the people first, and helps also 

to build up their own countries in the future until they can return. But it also serves the 

host society as they contribute to the host country as Afghans working here, and they 

are a resilient community. Iran has adopted a very wise approach of how to handle refu-

gees in difficult situations. We hope that despite the changing geopolitics, we continue to 

emphasize the great achievements by Iran. » Quelle: Tehran Times, UNHCR: More credit war-

ranted for Iran’s hosting of refugees, 28 . Mai 2018: www.tehrantimes.com/news/424042/UN-

HCR-More-credit-warranted-for-Iran-s-hosting-of-refugees. 

 

UNHCR, 27. Juli 2018: 
 

« In spite of socio-economic challenges, the Islamic Republic of Iran continues to host refugees 

and has also implemented progressive refugee policies especially in the areas of health and 

education: some 125,000 are now registered under the Universal Public Health Insurance 

scheme, which gives them access to the same level of services as Iranian nationals. Over 

420,000 refugee children are enrolled in government primary and secondary schools. A head-

count exercise targeting undocumented groups was initiated in 2017 as a step toward 

regularization, during which some 800,000 Afghans were pre-identified. Opportunities 

for resettlement and voluntary repatriation remained limited. While the Government has 

stated that voluntary repatriation is the preferred solution, due to the prevailing se curity 

conditions in Afghanistan, the number of refugees opting to return remain modest. It is 

expected that the Government will continue to respect the principle of voluntary return.  

The Government has been calling for an equitable responsibility and burd en sharing. Absence 

of such enhanced support may have adverse effects on progressive policies towards refugees 

and migrants in Iran. » Quelle: UNHCR, 2017 End-year report, Subregion: South-West Asia, 

http://www.tehrantimes.com/news/424042/UNHCR-More-credit-warranted-for-Iran-s-hosting-of-refugees
http://www.tehrantimes.com/news/424042/UNHCR-More-credit-warranted-for-Iran-s-hosting-of-refugees
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27. Juli 2018, S.3: http://reporting.unhcr.org/sites/default/files/pdfsummaries/GR2017 -South-

WestAsia-eng.pdf. 
 

 
UNHCR, 4. Mai 2018: 
 

« Construction worker Najaf Ali Akhoondi feared the worst when his 16 -year-old daughter Mor-

sal was diagnosed with a serious kidney condition. The Afghan refugee family, who live in the 

Tehran suburbs, knew treatment would be expensive and his meagre earning s could not cover 

the costs. 

 

The doctor who examined Morsal said she had been born with only one kidney and it had 

stopped functioning because of a severe infection. She needed three sessions of dialysis a 

week and the family could only afford two. 

 

“I was losing my young daughter,” Najaf Ali said. “She was suffering in front of my eyes.” He 

contacted the Tehran field office of UNHCR, the UN Refugee Agency, to request assistance 

with his daughter’s medical expenses, and the family was enrolled in a groundbreaking 

medical insurance scheme launched by the Iranian government in 2015 . “She feels better, 

so we all feel better.” Morsal was able to have dialysis three time a week in a medical facility 

close to her home. “She feels better … so … we all feel be tter,” says her father. 

 

The Universal Public Health Insurance (UPHI) programme enables Afghan and Iraqi ref-

ugees in Iran to benefit from health insurance similar to that enjoyed by Iranian nation-

als, including hospital treatment, out-patient care such as x-rays, and medication costs. 

 

Supported by UNHCR, the initiative is administered through an agreement between UNHCR, 

the Bureau for Aliens and Foreign Immigrants Affairs of the interior ministry, the ministry of 

health and the Iran Health Insurance Organisation. 

 

The programme is the outcome of a long-standing partnership between UNHCR and the Iranian 

government to complement government efforts to provide refugees with affordable health care. 

The scheme is funded by several donors including the European Un ion’s Directorate-General 

for European Civil Protection and Humanitarian Aid Operations, known by the acronym ECHO.  

 

All registered refugees in Iran can enrol in UPHI at local government offices known as 

Pishkhan Centres, where they will receive an insurance booklet which serves as a pass 

giving access to an extensive network of government hospitals and public clinics and 

permits them to receive medical care at an affordable cost.  

 

Support from UNHCR complements the government’s contribution and in 2017 covered 

the cost of premiums for 110,000 of the most vulnerable refugees and members of their 

families, including those with serious ailments such as haemophilia and kidney disease . 

“This initiative by the government of Iran is certainly exemplary.” All other  refugees may also 

enrol in the insurance scheme by paying the premiums themselves.  

 

UNHCR’s officer-in-charge in Iran, Iryna Korenyak, applauded the Iranian government for as-

sisting almost 1 million refugees living in Iran. “This initiative by the government of Iran is 

http://reporting.unhcr.org/sites/default/files/pdfsummaries/GR2017-South-WestAsia-eng.pdf
http://reporting.unhcr.org/sites/default/files/pdfsummaries/GR2017-South-WestAsia-eng.pdf
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certainly exemplary, particularly as it has resulted in the inclusion of the refugees in its national 

health system,” she said.  

 

The Islamic Republic is one of the few countries in the world to provide such a service. UPHI 

was first applied to all Iranians in 2014, then a year later Iran set a global precedent by offering 

health insurance to all refugees, who have benefited continuously from the scheme for the past 

four years. 

 

This example of the inclusion of refugees in national health serv ices, rather than keep treating 

them in a parallel service, is the kind of practice UNHCR wants to see applied in all refugee 

situations globally. 

 

Such an approach is an integral part of the new approach set out in the 2016 New York Dec-

laration for Refugees and Migrants by the UN General Assembly, which will form the basis of 

a new global compact on refugees. The compact also aims to ensure that host  countries with 

progressive policies like Iran are better supported by the international community. » Quelle: 

UNHCR, Trailblazing health scheme benefits refugees in Iran, 4 . Mai 2018: www.un-

hcr.org/news/stories/2018/5/5ad616a44/trailblazing-health-scheme-benefits-refugees-

iran.html. 

 

UNHCR, 14. November 2017: 
 

« The Islamic Republic of Iran is host to one of the largest and most protracted urban refugee 

populations worldwide. More than 3 million Afghans, including registered refugees, pass-

port holders and undocumented, reside in Iran. The Government is responsib le for reg-

istering refugees and issuing identity cards (Amayesh). Approximately 97 per cent of the 

registered refugees live in urban areas while 3 per cent reside in 20 settlements. UNHCR 

assists the registered Amayesh cardholders. In addition to registered refugees, accord-

ing to the Government’s estimation, Iran hosts around 620,000 Afghans who hold Afghan 

passports and Iranian visas, and more than 1 million undocumented Afghans. A coun-

trywide exercise to identify the undocumented took place in 2017. It in itially targeted 

only Afghans but was extended to Iraqis after a few months. According to the Govern-

ment more than 800,000 undocumented foreign nationals were identified during the head-

count by mid-September 2017.  

 

The Islamic Republic of Iran opened access to all refugees into the Universal Public 

Health Insurance (UPHI) that provides refugees with health insurance services similar to 

that of Iranian nationals. To date, more than 110,000 extremely vulnerable refugees have 

enrolled in the third cycle of UPHI scheme (providing coverage for 12 months. Undocu-

mented Afghan children are now allowed to access formal education. More than 420,000 

refugee children are enrolled in primary and secondary school, out of which over 72,000 

are undocumented Afghan children.  

 

Voluntary repatriation has continued to decrease as the situation in Afghanistan deteri-

orates further, as a result, only 930 refugees voluntarily repatriated in the period between 

January and September 2017. In this context, resettlement remains an important durable 

solution. However, resettlement quotas have been on the decline over the past few years, 

and UNHCR was offered to resettle less than 240 individuals in 2017.  Concerted efforts 

http://www.unhcr.org/news/stories/2018/5/5ad616a44/trailblazing-health-scheme-benefits-refugees-iran.html
http://www.unhcr.org/news/stories/2018/5/5ad616a44/trailblazing-health-scheme-benefits-refugees-iran.html
http://www.unhcr.org/news/stories/2018/5/5ad616a44/trailblazing-health-scheme-benefits-refugees-iran.html
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will be made to increase available resettlement quotas for Iran, as well as to engage in the 

alternative pathways to third country solutions.   

 

The Government of the Islamic Republic of Iran continues to play an active role in the process 

of ‘Solutions Strategy for Afghan refugees to support voluntary repatriation, s ustainable rein-

tegration and assistance to host countries’. BAFIA has the overall responsibility of coordinating 

refugee affairs in coordination with other line ministries, such as the Ministries of Health and 

Education. UNHCR will continue to work closely  with other UN agencies and its NGO partners, 

including through leading thematic working groups. UNHCR and partners remain engaged in 

interagency contingency planning preparedness under UNHCR’s leadership.» Quelle: UNHCR, 

Globus Focus, 2018 Planning summary, 14. November 2017, S.4 :  http://reporting.un-

hcr.org/sites/default/files/pdfsummaries/GA2018-IslamicRepublicofIran-eng.pdf. 

 

UNHCR, 18. Oktober 2017: 
 

« In his recent interview with the Tehran Times, Representative of the United Nations High 

Commissioner for Refugees (UNHCR) in Tehran has praised Iran for providing very affordable 

healthcare services for refugees. 

 

“Iran has set a global precedent by opening the access of all refugees into its Salamat 

Universal Public Health Insurance (UPHI) which provides health insurance services sim-

ilar to that of Iranian nationals,” Sivanka Dhanapala notes . 

 

The UNHCR diplomat also says the launch of UPHI coverage can ensure refugees’ “social 

protection” and “resilience”. [...] 

 

In Iran, we are proud that only less than 3 % live in settlements, however UNHCR supports 

and complements the efforts of the government of the Islamic Republic of Iran in some ta rgeted 

settlements, and by providing some support to renovate communal infrastructures. Examples 

of such interventions include electricity, water or gas connection. UNHCR is also supporting 

the local authorities to renovate some limited number of shelters in settlements where and 

when the needs are greatest and most urgent. Renovating shelters ensures the physical safety 

and dignity of refugees and prevents possible accidents due to any deterioration of building 

structures. 

 

Q: It is not just Afghan refugees, but also Iraqis who have found shelter in Iran from their war -

stricken countries. What has UNHCR done to help Iran provide better facilities such as health 

benefits and education for refugees and their children?  

 

A: As for Afghans and Iraqis, Iran hosts some 950,000 registered Afghan and 29,000 Iraqi 

refugees. These are individuals who are recognized as refugees by the government of 

Iran and UNHCR and hold Amayesh cards. 

 

UNHCR in Iran is very grateful for the protection and assistance that the Islamic R epublic of 

Iran has provided to refugees for now over 35 years.  

 

The Bureau for Aliens and Foreign Immigrants Affaires (BAFIA) of the Ministry of Interior 

is UNHCR’s main governmental counterpart in Iran with regard to refugee affairs in Iran  

with whom we have built very good working relations. 

http://reporting.unhcr.org/sites/default/files/pdfsummaries/GA2018-IslamicRepublicofIran-eng.pdf
http://reporting.unhcr.org/sites/default/files/pdfsummaries/GA2018-IslamicRepublicofIran-eng.pdf
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Our main interventions are in the areas of health, education, and livelihoods in an effort to 

improve access to services for refugees. We work under the umbrella of a regional multi -

year strategy known as the Solutions Strategy for Afghan Refugees (SSAR) in an effort 

to find more viable solutions for the very large population of refugees hosted in Iran . 

 

I mention some major interventions and policies as examples of services provided to refugees 

in Iran. 

 

In regard to health, the Islamic Republic of Iran is rendering free of charge primary 

healthcare services to all refugees. In addition, Iran has set a global precedent by open-

ing the access of all refugees into its Salamat Universal Public Health Insurance (UPHI) 

which provides health insurance services similar to that of Iranian nationals . 

 

The implementation of the UPHI creates large protection dividends and plays an essen-

tial role in enhancing refugees’ social protection and their resilience . 

 

In the area of education, refugee children have access to education and over 360,000 

refugee children study side by side with Iranian children . As one of its major contributions, 

UNHCR supports the government through construction of co -funded schools, benefiting both 

refugees and host communities in areas with high refugee population. In May 2016 the revi-

sion of the regulations on the registration of foreign national students in Iran resulted 

in the removal of any refugee-specific tuition fees (USD $70-90 per child) for primary and 

secondary education, which further facilitated the access of the refugee children to ed-

ucation, including for the most vulnerable and economically challenged families . Addi-

tionally, UNHCR supports the Literacy Movement Organization (LMO) in thei r efforts to provide 

literacy-related services to refugee adults and over-aged children. 

 

In May 2015, Iran’s Supreme Leader issued a decree allowing all Afghan children of 

school age, regardless of their documentation status, to attend primary and seconda ry 

school education, resulting in an additional 50,000 Afghan and Iraqi children enroll-

ments. 

 

In the area of livelihoods, the government of Iran together with UNHCR strive towards ensuring 

that refugees gain access to vocational education and demand-driven skills so that they can 

earn a sustainable living and positively contribute to society during their stay in Iran and that 

they are equipped with the necessary skills to help rebuild their lives and their society when 

they voluntarily return to their homeland. 

 

Q: Iran has banned presence and restricted travels of Afghan refugees in certain cities 

and provinces. To what extent do you believe Iran’s refugee regulation on Afghan mobil-

ity across the country is in conformity with international law on refugees?  

 

A: In 2001, the government adopted a No-Go Areas (NGAs) policy, whereby entire or 

specific parts of provinces were declared as ‘no -go’ for foreigners, including refugees. 

However the policy was not implemented until 2007, and then refugees in NGAs were 

given the choice of relocating to designated areas, or returning to their country of origin. 

Of the 31 provinces in Iran, currently 17 are entirely NGAs and 11 are partially NGAs. 
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They are largely near border areas which remain sensitive for security reason s. The gov-

ernment informed UNHCR that there is no plan to declare new NGAs.  

 

While the 1951 Convention Relating to the Status of Refugees sets the threshold on the enjoy-

ment of rights and obligations of refugees in their host countries, refugees are expect ed to 

conform to the laws and regulations, as well as measures taken for the maintenance of public 

order in host societies. It is important to mark that the enjoyment of rights is fundamentally 

guided by the principle of non-discrimination based on race, religion or country of origin. In the 

same context, specific regulations introduced by the host countries, such as the estab-

lishment of the no-go areas that are applicable to all non-nationals and based on the 

protection of specific government interests that are not specifically targeting refugee 

populations would not amount to contradicting the principle of freedom of movement of 

refugees as set in the context of the Art. 26 of the Geneva Convention.  

 

Art. 26. “Each Contracting State shall accord to refugees lawfully in its territory the right to 

choose their place of residence and to move freely within its territory subject to any regulations 

applicable to aliens generally in the same circumstances”.  

 

Q: Has UNHCR taken any initiatives for safe and voluntary refugee repatriation from Iran? 

 

A: UNHCR continues to facilitate the voluntary repatriation of Afghans and Iraqis to their re-

spective countries of origin, although voluntary return has reduced over the years due to the 

increasing insecurity in Afghanistan and Iraq. The figure of 16,000 individuals that repatri-

ated in 2012, has decreased to only 2,426 individuals in 2016 . 

 

Documented Afghan refugees who volunteer for return approach a BAFIA office to sub-

mit their Amayesh refugee ID card, receive their Laissez Passer (LP), approach UNHCR 

offices (Voluntary Repatriation Centres), reconfirm their voluntary repatriation, receive 

a transportation grant and a number of relief items for their journey home and finally 

receive their voluntary repatriation fund at entry level inside their home country, assist-

ing them to settle down upon arrival . 

 

Q: Will UNHCR provide volunteer positions for Iranian citizens to gain experience at UNHCR?  

 

A: UNHCR Iran operation systematically posts several internship positions for it s Programme, 

Protection, External Relations and Field units open to all Iranian citizen applicants. These 

internship positions, which are usually for a six month period, offer a unique opportunity to gain 

first-hand knowledge regarding the operation and its various projects and joint activities with 

the government. 

 

Q: Do you personally know of any immigrant or their family whose story touched your heart?  

 

A: Recently the story of a 1 year old infant baby girl named Masoumeh who was born with a 

birth deficiency in which the backbone and spinal canal do not close before birth, a life -threat-

ening condition with high risk of permanent paralysis, touched the hea rts of many in our office. 

Masoumeh needed urgent surgery yet treatment cost would place a huge financial burden with 

many ramifications for her entire family like putting them at risk of eviction from their house, 

her siblings not being able to attend school due to financial barriers, debt, and so on. However 

enrolling in the UPHI scheme and obtaining the Salamat insurance booklet, enabled her 
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to receive her life saving surgery this July (costing 150,000,000 IRR) in Children’s Hos-

pital in Tehran. The insurance paid 90% of the expenses (hospital bill and other medical 

costs) and gave her the chance for a new healthy life. She is continuing to use the insur-

ance for her follow up treatments and her family will definitely continue to enroll in the 

scheme in the coming cycle knowing the benefits. Her family is overcome with joy and are 

ecstatic to see their baby girl health and happy.» Quelle: UNHCR, Iran Set Global Precedent 

by Opening Refugees’ Access to Healthcare: UNHCR Rep, 18 . Oktober 2017: https://relief-

web.int/report/iran-islamic-republic/iran-set-global-precedent-opening-refugees-access-

healthcare-unhcr-rep 

 

 

USDOS, 20. April 2018: 

 

« The law provides for freedom of internal movement, foreign travel, emigration, and repatria-

tion, and the government generally respected these rights, with some exceptions, particularly 

concerning migrants and women. The government cooperated with the Office of the UN High 

Commissioner for Refugees (UNHCR) with regard to refugees from Afghanistan and Iraq. […]  

 

According to UNHCR, the government has granted registration to 951,000 Afghan and 

28,000 Iraqi refugees under a system known as “Amayesh,” through which authorities 

provide refugees with cards identifying them as legally registered refugees. The cards 

enable refugees to access basic services and facilitate the issuance of work permits.  

 

Additionally, approximately 1.4 million “nonrefugee” Afghans held visas under a Joint 

Action Plan for formerly undocumented Afghans. A large number of undocumented Af-

ghans lived in the country and were unable to register as official refugees or visa hold-

ers. 

 

HRW and other groups reported that the government continued its mistreatment of many 

Afghans in Iran, including physical abuse by security forces; deportations; forced re-

cruitment to fight in Syria (see section 1.g.); detention in unsanitary and inhuman con-

ditions; forced payment for transportation to and accommodation in deportation camps; 

forced labor; forced separation from families; restricted movement within the country; 

and restricted access to education or jobs.  

 

Refoulement: According to activist groups and NGOs, authorities routinely arrested Af-

ghan refugees and sometimes threatened them with refoulement. According to the Inter-

national Organization for Migration, from the beginning of the year to November, more 

than 147,000 undocumented Afghans returned to Afghanistan, with many said to have 

believed they were pressured to leave, while more than 232,000 had been deported there 

throughout the year. 

 

Access to Asylum: The law provides for the granting of asylum or refugee status to qual-

ified applicants. While the government reportedly has a system for providing protection 

to refugees, UNHCR did not have information regarding how the country made asylum 

determinations. According to HRW the government continued to block many Afghans 

from registering to obtain refugee status . 

 

https://reliefweb.int/report/iran-islamic-republic/iran-set-global-precedent-opening-refugees-access-healthcare-unhcr-rep
https://reliefweb.int/report/iran-islamic-republic/iran-set-global-precedent-opening-refugees-access-healthcare-unhcr-rep
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Afghans not registered under the Amayesh system who had migrated to Iran in the past 

decades of conflict in their home country continued to be denied asylum or access to 

register with the United Nations as refugees for resettlement. NGOs reported many of 

these displaced asylum seekers believed they were pressured to leave the country but 

could not return to Afghanistan because of the security situation in their home prov-

inces. 

 

Freedom of Movement: Refugees faced restrictions on in-country movement and faced 

restrictions from entering 27 provinces, according to UNHCR.  

 

Employment: Only refugees with government-issued work permits as part of the Amayesh 

system were able to work. NGO sources reported that cards were difficult to renew and 

were often prohibitively expensive for refugees to maintain due to steep annual renewal 

fees. 

 

Access to Basic Services: Amayesh cardholders had access to primary education and re-

ceived primary health care, including vaccinations, prenatal care, maternal and child 

health, and family planning from the Ministry of Health. They also benefited from a uni-

versal basic health insurance package for hospitalization and paraclinical services (med-

icine, doctor’s visits, radiology, etc.) similar to Iranian citizens, and those with qualifying 

“special diseases” got comprehensive coverage. 

 

The government claimed to grant refugees access to schools. According to a UNHCR report in 

June, approximately 52,000 undocumented Afghans were enrolled in the national educa-

tion system for the 2016-17 year, in addition to an estimated 360,000 documented Afghan 

children. According to media reporting on schools for Afghan children, however, Af-

ghans continued to have difficulty gaining access to education. The government some-

times imposed fees for children of registered refugees to attend public schools. 

 

There were barriers to marriage between citizens and displaced Afghans. Authorities 

required Afghans to obtain documentation from their embassy or government offices in 

Afghanistan to register their marriage in the country, according to media reporting. The 

law states, “Any foreigner who marries an Iranian woman without the permission of the Iranian 

government will be sentenced to two to five years in prison plus a cash penalty.” Furthermore, 

authorities only considered children born from such unions eligible for citizenship if the 

child’s father is a citizen and registers the child as his, leaving many children stateless.  

 

Most provinces’ residency limitations on refugees effectively denied them access to pub-

lic services, such as public housing, in the restricted areas of those provinces . […]  

 

Displaced Children: There are thousands of Afghan refugee children in the country, many 

of whom were born in Iran but could not obtain identity documents. These children were 

often unable to attend schools or access basic government services and were vulnerable 

to labor exploitation and trafficking. 

 

In its January 2016 report, the UN Committee on the Rights of the Child noted continued 

“allegations of abuse and ill treatment of refugee and asylum-seeking children by police 

and security forces.”  UNHCR stated that school enrollment among refugees was generally 

higher outside camps and settlements, where greater resources were available. […]  
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The law prohibits all forms of forced or compulsory labor, but the government did not effec-

tively enforce the law and made no significant effort to address forced labor during the 

year. Conditions indicative of forced labor sometimes occurred in the construction, do-

mestic labor, and agricultural sectors, primarily among adult Afghan men. Family mem-

bers and others forced children to work . […] 

 

There were reportedly significant numbers of children, especially of Afghan descent, detained 

as street vendors in major urban areas. According to several social media sour ces, Tehran’s 

gubernatorial office arrested more than 300 child laborers on Tehran’s streets over the first 

half of September, including many Afghan children. The Afghan children were reportedly sent 

to a camp on the border with Afghanistan. On September 22, the Iranian Students’ News As-

sociation quoted the head of the Welfare Organization’s Social Affairs Department in Tehran 

saying that 255 child laborers had been handed over to welfare centers from September 4 to 

22 and that a similar practice had been followed during the first three months of the year.  

 

The Committee on the Rights of the Child reported that street children in particular were 

subjected to various forms of economic exploitation, including sexual abuse and exploi-

tation by the public and police officers. Child labor also reportedly was used in the produc-

tion of carpets. Children worked as beggars, and there were reports that criminals forced some 

children into begging rings. [...]  

 

The law establishes a maximum six-day, 44-hour workweek with a weekly rest day, at least 12 

days of paid annual leave, and several paid public holidays. Any hours worked above that total 

entitles a worker to overtime. The law mandates a payment above the hourly wage to employ-

ees for any accrued overtime, and provides that overtime work is not compulsory. The law does 

not cover workers in workplaces with fewer than 10 workers, nor does it apply to noncitizens.  

 

Employers sometimes subjected migrant workers, most often Afghans, to abusive work-

ing conditions, including below-minimum-wage salaries, nonpayment of wages, compul-

sory overtime, and summary deportation without access to food, water, or sanitation 

facilities during the deportation process. 

 

According to media reports, many workers continued to be employed on temporary contracts 

under which they lacked protections available to full -time, noncontract workers and could be 

dismissed at any time without cause. Large numbers of workers employed in small workplaces 

or in the informal economy similarly lacked basic protections. Low wages, nonpayment of 

wages, and lack of job security due to contracting practices continued to be major drivers for 

strikes and protests. » Quelle: Département d'Etat des Etats-Unis (USDOS), Country Reports 

on Human Rights Practices for 2017 - Iran, 20. April 2018: www.ecoi.net/en/docu-

ment/1430093.html. 

 

 

 

 

 

 

http://www.ecoi.net/en/document/1430093.html
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Die Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH setzt sich dafür ein, dass die Schweiz das in der Genfer Flüchtlings-

konvention festgehaltene Recht auf Schutz vor Verfolgung einhält. Die SFH ist der parteipolitisch und konfes-

sionell unabhängige nationale Dachverband der Flüchtlingshilfe -Organisationen. Ihre Arbeit finanziert sie 

durch Mandate des Bundes sowie über freiwillige Unterstützungen durch Privatpersonen, Stiftungen, Kantone 

und Gemeinden. 

 

SFH-Publikationen zu Iran und anderen Herkunftsländern von Asylsuchenden finden Sie unter www.fluecht-

lingshilfe.ch/herkunftslaender. 

 

Der SFH-Newsletter informiert Sie über aktuelle Publikationen. Anmeldung unter www.fluechtlings-

hilfe.ch/newsletter. 
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